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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS (Erste Kammer)

18. Juni 2013*

»Wettbewerb — Kartelle — Weltmarkt fiir Aluminiumfluorid — Entscheidung, mit der eine
Zuwiderhandlung gegen Art. 81 EG und Art. 53 EWR-Abkommen festgestellt wird —
Nichtigkeitsklage — Klagefrist — Verspatung — Unzuldssigkeit — Festsetzung der Preise und
Aufteilung der Miérkte — Nachweis der Zuwiderhandlung — Verteidigungsrechte — Definition des
relevanten Marktes — GeldbufSen — Schwere der Zuwiderhandlung — Leitlinien von 2006 fiir das
Verfahren zur Festsetzung von Geldbufen®
In der Rechtssache T-404/08
Fluorsid SpA mit Sitz in Assemini (Italien),
Minmet financing Co. mit Sitz in Lausanne (Schweiz),
Prozessbevollmichtigte: Rechtsanwilte L. Vasques und F. Perego,
Klagerinnen,
gegen

Européische Kommission, vertreten durch V. Di Bucci, C. Cattabriga und K. Mojzesowicz als
Bevollmaéchtigte,

Beklagte,
wegen Nichtigerklarung der Entscheidung C(2008) 3043 der Kommission vom 25. Juni 2008 in einem
Verfahren nach Artikel 81 [EG] und Artikel 53 EWR-Abkommen (COMP/39.180 — Aluminiumfluorid)
betreffend eine Absprache auf dem Weltmarkt fiir Aluminiumfluorid, die sich auf die Festsetzung der
Preise und die Aufteilung der Mirkte weltweit bezog, sowie, hilfsweise, Herabsetzung der gegen die
Kldgerinnen verhiangten Geldbufle
erldsst

DAS GERICHT (Erste Kammer)

unter Mitwirkung des Prasidenten J. Azizi (Berichterstatter), der Richterin I. Labucka und des Richters
S. Frimodt Nielsen,

Kanzler: J. Palacio Gonzélez, Hauptverwaltungsrat,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 14. Juni 2012

* Verfahrenssprache: Italienisch.
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URTEIL VOM 18. 6. 2013 — RECHTSSACHE T-404/08
FLUORSID UND MINMET / KOMMISSION

folgendes

Urteil

Vorgeschichte des Rechtsstreits

I — Sachverhalt

Die Entscheidung C(2008) 3043 der Kommission vom 25. Juni 2008 in einem Verfahren nach
Artikel 81 [EG] und Artikel 53 EWR-Abkommen (COMP/39.180 — Aluminiumfluorid) (im Folgenden:
angefochtene Entscheidung) betrifft eine Absprache auf dem Weltmarkt fiir Aluminiumfluorid, die sich
auf die Festsetzung der Preise und die Aufteilung der Markte weltweit bezogen habe und an der sich
die Klagerinnen, die Fluorsid SpA und die Minmet financing Co. (im Folgenden: Minmet) aktiv
beteiligt hatten.

Fluorsid ist eine Gesellschaft italienischen Rechts, die Fluorderivate, u. a. Aluminiumfluorid, herstellt
und vertreibt. Minmet, eine Gesellschaft mit Sitz in der Schweiz, ist mit einer Beteiligung von
54,844 % Hauptaktiondr von Fluorsid und mit Ausnahme von Italien weltweit exklusiver
Handelsvertreter dieser Gesellschaft fiur Aluminiumfluorid.

Die Boliden Odda A/S (im Folgenden: Boliden) ist ein norwegisches Unternehmen, das in den
Bereichen Herstellung und Verkauf von Zink und Aluminiumfluorid titig ist (sechster
Erwigungsgrund der angefochtenen Entscheidung). Am 23. Mairz 2005 stellte Boliden bei der
Kommission der Europdischen Gemeinschaften einen Antrag auf GeldbufSenerlass gemidfl der
Mitteilung der Kommission iiber den Erlass und die ErméfSigung von Geldbuflen in Kartellsachen
(ABL. 2002, C 45, S. 3, im Folgenden: Mitteilung tiber die Zusammenarbeit). Im April 2005
tibermittelte Boliden Einzelheiten und ergdnzende Auskiinfte {iber ihre Beteiligung an einem Kartell
auf dem Markt fir Aluminiumfluorid und gab miindliche Erklarungen ab. Am 28. April 2005
gewdhrte die Kommission Boliden einen bedingten Geldbuflenerlass gemaifs Nr. 8 Buchst. a der
Mitteilung tiber die Zusammenarbeit (56. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Am 25. und 26. Mai 2005 nahm die Kommission gemaf3 Art. 20 Abs. 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfithrung der in den Artikeln 81 [EG] und 82
[EG] niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABL 2003, L 1, S. 1) in den Rdumen europdischer
Aluminiumfluorid-Lieferanten ~Nachpriiffungen vor (57. Erwigungsgrund der angefochtenen
Entscheidung), insbesondere in den Raumen von Fluorsid, der Alufluor AB, der Derivados del Fluor
SA und der C.E. Giulini & C. Srl.

Am 23. und 31. August 2006 befragte die Kommission Herrn O., den ehemaligen Vertriebsleiter der
Aluminiumfluorid-Sparte ,Noralf* von Boliden, geméf3 Art. 19 der Verordnung Nr. 1/2003 (58.
Erwégungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Zwischen September 2006 und Februar 2007 sandte die Kommission gemifs Art. 18 Abs. 2 der
Verordnung Nr. 1/2003 mehrere Auskunftsverlangen an die Unternehmen, gegen die sich das
Verwaltungsverfahren damals richtete, insbesondere an die Industries chimiques du fluor (ICF), eine
Gesellschaft tunesischen Rechts, Boliden, Alufluor, Derivados del Fluor, Fluorsid, C.E. Giulini & C.,
Minmet und Industrial Quimica de Mexico (IQM), eine Gesellschaft mexikanischen Rechts, denen
diese Gesellschaften nachkamen (59. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Am 29. Mirz 2007 legte Fluorsid bei einem Treffen mit der Kommission eine Reihe von Dokumenten

vor. Am 22. April 2007 stellte Fluorsid gemafl der Mitteilung tiber die Zusammenarbeit einen ,Antrag
auf Geldbufienerlass oder auf Herabsetzung der Geldbuf3e, den die Kommission als Antrag auf
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ErmafSigung der Geldbufle auslegte. Am 27. Mai 2007 legte Fluorsid einen Nachtrag zu diesem Antrag
vor. Am 13. Juli 2007 teilte die Kommission Fluorsid mit, dass sie ihr keine GeldbufSenerméafliigung
gemifS der Mitteilung iiber die Zusammenarbeit gewdhren werde (Erwédgungsgriinde 60, 248 und 249
der angefochtenen Entscheidung).

Am 24. April 2007 leitete die Kommission u. a. gegen ICF, Boliden, Fluorsid, Minmet und IQM
formlich das Verfahren ein und erlief eine Mitteilung der Beschwerdepunkte, die am 25. April 2007
abgesandt und den genannten Unternehmen zwischen dem 26. und 30. April 2007 zugestellt wurde.
Zugleich gewihrte die Kommission den genannten Adressaten in Form von CD-ROMs Einsicht in die
Akten (61. Erwdagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Mit Ausnahme von Boliden nahmen die Adressaten der Mitteilung der Beschwerdepunkte zu den
gegen sie erhobenen Beschwerdepunkten Stellung (62. Erwédgungsgrund der angefochtenen
Entscheidung).

Am 13. September 2007 fand eine miindliche Anhorung statt, an der alle Adressaten der Mitteilung
der Beschwerdepunkte teilnahmen (63. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Am 11. und 14. April 2008 richtete die Kommission Auskunftsverlangen an samtliche Adressaten der
Mitteilung der Beschwerdepunkte, in denen diese aufgefordert wurden, ihren 1999, 2000, 2001
und 2007 erzielten Gesamtumsatz und ihren Umsatz mit Aluminiumfluorid mitzuteilen sowie ndhere

Angaben zu bevorstehenden wesentlichen Anderungen hinsichtlich ~Geschiftstitigkeit und
Inhaberverhéltnissen zu machen (64. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

II — Angefochtene Entscheidung

A — Verfiigender Teil

Der verfiigende Teil der angefochtenen Entscheidung lautet wie folgt:

LArtikel 1

Die folgenden Unternehmen haben durch ihre Beteiligung an einer Vereinbarung und/oder
aufeinander abgestimmten Verhaltensweise in der Aluminiumfluorid-Branche gegen Artikel 81 [EG]
und Artikel 53 EWR-Abkommen verstofSen:

a) Boliden ..,;

b) Fluorsid ... und Minmet ...;

c) [ICF];

d) [IQM] und Q.B. Industrias S.A.B.

Artikel 2

Fiir die in Artikel 1 genannte Zuwiderhandlung werden folgende Geldbuflen festgesetzt:

a) Boliden ...: 0 EUR;

b) Fluorsid ... und Minmet ... gesamtschuldnerisch: 1 600 000 EUR;

¢) [ICE]: 1700 000 EUR;
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d) [IQM] und Q.B. Industrias S.A.B. gesamtschuldnerisch: 1 670 000 EUR.

“«

B — Begriindung der angefochtenen Entscheidung

In der Begriindung der angefochtenen Entscheidung vertrat die Kommission im Wesentlichen folgende
Auffassung.

1. Zur Aluminiumfluoridbranche

Aluminiumfluorid sei eine zur Herstellung von Aluminium verwendete chemische Verbindung, die den
fir den Schmelzvorgang erforderlichen Stromverbrauch bei der Herstellung von Hiittenaluminium
senke und damit erheblich zur Reduzierung der Herstellungskosten von Aluminium beitrage. Die
Aluminiumhersteller seien die hauptsidchlichen Verbraucher von Aluminiumfluorid. Die
Aluminiumproduktion belaufe sich weltweit auf jéahrlich mehr als 20 Mio. Tonnen, von denen ungeféhr
30 % in Europa hergestellt wiirden (Erwédgungsgriinde 2 und 3 der angefochtenen Entscheidung).

Im Jahr 2000 habe sich der von Fluorsid erzielte Absatz von Aluminiumfluorid im Européischen
Wirtschaftsraum (EWR) auf 2717 735 Euro und weltweit auf 31 997 725 Euro belaufen. Im Jahr 2007
habe der weltweite Umsatz einen Betrag von 83136704 Euro erreicht (15. Erwdgungsgrund der
angefochtenen Entscheidung).

Im Jahr 2000 habe der geschitzte gesamte Marktwert des auf dem freien Markt des EWR verkauften
Aluminiumfluorids bei 71 600 000 Euro gelegen. Der Marktwert des Aluminiumfluorids, das auf dem
vom Kartell betroffenen freien Weltmarkt verkauft worden sei, habe im Jahr 2000 bei 340 000 000 Euro
gelegen. Der geschitzte kumulierte Marktanteil der von der angefochtenen Entscheidung betroffenen
Unternehmen betrage 33 % auf dem Markt des EWR und 35% auf dem Weltmarkt (33.
Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Aluminiumfluorid werde weltweit gehandelt. Es werde aus den Vereinigten Staaten in den EWR und
vom EWR in die Vereinigten Staaten, nach Afrika, Stidamerika und Australien geliefert (35.
Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung). ICF setze erhebliche Mengen des genannten
Erzeugnisses im EWR ab (36. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung). Seit 1997 seien die
Hersteller der ganzen Welt in der Inorganic Fluorine Producers Association (Verband der Hersteller
anorganischer Fluoride, IFPA) organisiert (38. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

2. Zum Treffen von Mailand und zur Durchfithrung des Kartells

Die Kommission fiihrt aus, gewisse abgestimmte Verhaltensweisen habe es in der
Aluminiumfluorid-Industrie bereits in der Zeit zwischen der Griindung der IFPA im Jahr 1997 und
dem Treffen von Mailand (Italien) vom 12. Juli 2000 gegeben; es ldgen insoweit jedoch keine
tiberzeugenden Belege vor (73. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung). Bei dem Treffen
von Mailand seien Vertreter von Fluorsid, ICF und IQM anwesend gewesen, wihrend ein Vertreter
der Abteilung ,Noralf* von Boliden per Telefon an diesem Treffen teilgenommen habe. Bei dem
Treffen seien die Teilnehmer tiibereingekommen, die Preise fiir Aluminiumfluorid um 20% zu
erhohen. Sie hitten verschiedene Erdteile, darunter Europa, auf die Durchsetzbarkeit eines
allgemeinen Preisniveaus und gegebenenfalls einer Marktaufteilung gepriift. Gemafd ihrer
Vereinbarung habe das allgemeine Ziel darin bestanden, ein hoheres Preisniveau zu erreichen und
groflere  Preisermidfligungen zu  verhindern. Die  Teilnehmer hétten auch sensible
Geschiftsinformationen ausgetauscht. Die Kommission stiitzte sich insoweit auf den Bericht von Herrn
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R., dem Vertreter von Fluorsid, die Notizen von Herrn O., dem Vertreter der Abteilung ,Noralf“ von
Boliden, und die Erklirung von Herrn O. (Erwigungsgriinde 77 bis 91 der angefochtenen
Entscheidung).

Nach dem Treffen von Mailand hitten die betreffenden Unternehmen untereinander Verbindung
gehalten (93. Erwédgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Am 25. Oktober 2000 hitten Herr T. aus der Abteilung ,Noralf‘ von Boliden und Herr A. von IQM
telefonisch Informationen tiber ihre Angebote an einen Kunden in Australien ausgetauscht, u. a.
Informationen iiber die Preishohe, die Vertragsdauer und die Angebotsmenge. Der Inhalt dieses
Telefongesprichs sei seinerzeit in einer handschriftlichen Notiz von Herrn T. festgehalten worden, die
an den ebenfalls der Abteilung ,Noralf* angehorenden Herrn O. gerichtet gewesen sei (94.
Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Am 8. November 2000 habe Herr C., der Geschiftsfithrer von Minmet, an Fluorsid eine Notiz tiber ein
Telefongesprach gesandt, das er am selben Tag mit Herrn G., einem Mitarbeiter von ICF, iiber die
Verkaufspreise von Aluminiumfluorid gefithrt habe (95. Erwdgungsgrund der angefochtenen
Entscheidung).

Am 9. November 2000 habe Minmet an Fluorsid ferner den Bericht eines Treffens mit ICF in
Lausanne (Schweiz) gesandt, das sich mit der Kundschaft und den Preisen auf bestimmten Mairkten,
insbesondere Brasilien und Venezuela, befasst habe (96. Erwdgungsgrund der angefochtenen
Entscheidung).

3. Zur Anwendung von Art. 81 Abs. 1 EG und Art. 53 Abs. 1 EWR-Abkommen

Die Kommission gelangte zu dem Ergebnis, dass das Treffen von Mailand und die nachfolgenden
Handlungen zu dessen Umsetzung alle Merkmale einer Vereinbarung und/oder aufeinander
abgestimmten Verhaltensweise im Sinne von Art. 81 EG bzw. Art. 53 EWR-Abkommen erfiillten
(Erwagungsgriinde 115 bis 122 der angefochtenen Entscheidung) und dass dieses Kartell eine
einheitliche und fortgesetzte Zuwiderhandlung darstelle (Erwédgungsgriinde 123 bis 129 der
angefochtenen Entscheidung).

Die Zuwiderhandlung habe eine Einschrinkung des Wettbewerbs in der Europdischen Gemeinschaft
und im EWR bezweckt (Erwédgungsgriinde 130 bis 135 der angefochtenen Entscheidung). Ihr
raumlicher Umfang habe sich jedoch auf die ganze Welt erstreckt; von der Zuwiderhandlung seien die
in dem Bericht tiber das Treffen von Mailand genannten Gebiete betroffen gewesen, insbesondere
Europa, die Tiirkei, Australien, Stidamerika, Siidafrika und Nordamerika (136. Erwagungsgrund der
angefochtenen Entscheidung).

Das Kartell sei geeignet gewesen, spiirbare Auswirkungen auf den Handel zwischen den
Mitgliedstaaten oder zwischen den Vertragsparteien des EWR-Abkommens zu haben
(Erwéagungsgriinde 137 bis 142 der angefochtenen Entscheidung).

4. Zur Dauer der Zuwiderhandlung

Trotz Anzeichen dafiir, dass sich die Aluminiumfluorid-Hersteller bereits in der zweiten Halfte der
90er Jahre auf abgestimmte Verhaltensweisen eingelassen hidtten, vor allem im Anschluss an ein
Treffen, das 1999 in Griechenland stattgefunden habe, war die Kommission der Ansicht, dass ihr
iiberzeugende Belege fiir das Bestehen eines Kartells erst fiir die Zeit ,zumindest” ab dem 12. Juli
2000, dem Zeitpunkt des Treffens von Mailand, vorligen (144. Erwdgungsgrund der angefochtenen
Entscheidung).

ECLLLEEU:T:2013:321 5
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In der Aluminiumfluorid-Branche wiirden die Liefervertrage innerhalb eines Zeitraums, der im Laufe
des zweiten Halbjahrs eines Kalenderjahrs beginne und mit Ablauf des betreffenden Kalenderjahrs
oder in den ersten fiinf Monaten des folgenden Kalenderjahrs ende, im Voraus ausgehandelt. Dies
gelte auch fiir mehrjahrige Vertrige. In bestimmten mehrjahrigen Vertrdgen sei noch eine
Aushandlung der Preise am Ende des Kalenderjahrs oder eine halbjihrliche Uberpriifung der Preise
am Ende des Halbjahrs vorgesehen gewesen. Der Bericht iiber das Treffen von Mailand bestétige, dass
es in der Branche Praxis gewesen sei, die Preise im Voraus fiir das folgende Geschiftsjahr festzulegen.
Die Kommission schloss hieraus, dass das Ergebnis der kollusiven Gespréiche im Juli 2000 bei den
Verhandlungen angewandt worden sei, die im Laufe des zweiten Halbjahrs des Jahres 2000 gefiihrt
worden seien (146. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Die Kommission gelangte daher zu dem Schluss, dass das Kartell durch die Handlungen seiner
Teilnehmer ,zumindest® bis zum 31. Dezember 2000 angedauert und sich wettbewerbswidrig
ausgewirkt habe (147. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

5. Zur Bemessung der Geldbuf3e

Die Kommission setzte den Grundbetrag der gegen die Kldgerinnen zu verhingenden Geldbufle auf
der Grundlage von deren Angaben zu dem mit dem relevanten Produkt im EWR erzielten Umsatz
(6279960 Euro) auf 1600000 Euro fest; sie wies darauf hin, dass nach den Leitlinien fiir das
Verfahren zur Festsetzung von Geldbuflen gemafd Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe a) der Verordnung
(EG) Nr. 1/2003 (ABL 2006, C 210, S. 2, im Folgenden: Leitlinien von 2006) ,zur Bestimmung des
Grundbetrags ein bestimmter Anteil am Umsatz, der sich nach der Schwere des Verstofles richtet, mit
der Anzahl der Jahre der Zuwiderhandlung multipliziert [wird]“ (234. Erwigungsgrund der
angefochtenen Entscheidung).

Im vorliegenden Fall habe die Zuwiderhandlung vor allem in einer horizontalen Preisabsprache
bestanden, die ihrer Art nach zu den schwerwiegendsten Verstoflen gehore. Dies miisse sich in dem
Anteil am Umsatz, der beriicksichtigt werde, widerspiegeln (236. Erwdgungsgrund der angefochtenen
Entscheidung). Der geschitzte kumulierte Marktanteil der Unternehmen, die an der Zuwiderhandlung
beteiligt gewesen seien, sei im Jahr 2000 nicht grofler als 35 % im EWR gewesen (237. Erwadgungsgrund
der angefochtenen Entscheidung). Raumlich habe sich das Kartell auf die ganze Welt erstreckt (238.
Erwigungsgrund der angefochtenen Entscheidung). Die Kommission ,hat bei der Festlegung des
heranzuziehenden Anteils am Umsatz auch den Grad der Durchfithrung der Zuwiderhandlung
beriicksichtigt (Erwédgungsgriinde 134 und 135, 154 bis 156, 172 und 185 der angefochtenen
Entscheidung)“ (239. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Angesichts der vorstehend angefiihrten Gesichtspunkte beziiglich der Art der Zuwiderhandlung und
ihres raumlichen Umfangs gelangte die Kommission zu dem Ergebnis, dass sich der Anteil am Umsatz
der einzelnen Unternehmen, anhand dessen der Grundbetrag der zu verhdngenden Geldbuflen zu
ermitteln sei, auf 17 % belaufe (240. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Da die Zuwiderhandlung ,zumindest“ vom 12. Juli 2000 bis zum 31. Dezember 2000 angedauert habe,
betrage der auf den Grundbetrag anzuwendende Multiplikationsfaktor 0,5 (241. Erwégungsgrund der
angefochtenen Entscheidung). Der Zusatzbetrag, um die Unternehmen von der Beteiligung an
horizontalen Preisabsprachen wie im vorliegenden Fall von vornherein abzuschrecken, belaufe sich auf
17 % des Umsatzes (242. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Die Kommission setzte folgende Grundbetrige der gegen die Kartellteilnehmer zu verhdngenden
Geldbufe fest:

— Boliden: 1 Mio. Euro;
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— Fluorsid und Minmet: 1,6 Mio. Euro;
— ICF: 1,7 Mio. Euro;
— IQM, Q.B. Industrias S.A.B.: 1,67 Mio. Euro.

Boliden wurde von der Kommission schliefllich gemaf; der Mitteilung iiber die Zusammenarbeit ein
Erlass von GeldbufSen gewihrt, so dass dieses Unternehmen keine Geldbufle zu zahlen hatte.

6. Zu den mildernden Umstianden

Die Kommission stellte schliefdlich fest, dass der Umstand, dass Fluorsid und Minmet bei der
Untersuchung mit ihr zusammengearbeitet hatten, fiir sich genommen nicht bereits einen mildernden
Umstand darstelle und im vorliegenden Fall kein auflergewohnlicher Umstand vorliege, der eine
ErmifSigung der Geldbufle dieser Unternehmen rechtfertigen konnte (Erwagungsgriinde 248 und 249
der angefochtenen Entscheidung). Fluorsid habe ihren Antrag auf Erlass von Geldbuflen oder
Ermifigung der Geldbufle etwa zwei Jahre nach dem Beginn der Untersuchung gestellt; sie sei das
zweite Unternehmen gewesen, das an sie herangetreten sei. Die Informationen, die Fluorsid vor Erlass
der Mitteilung der Beschwerdepunkte geliefert habe, hitten keinen erheblichen Mehrwert aufgewiesen,
und die Informationen, die dieses Unternehmen nach dem 22. April 2007 geliefert habe, seien nicht fiir
den Nachweis der Zuwiderhandlung verwertet worden (Erwédgungsgriinde 260 bis 263 der
angefochtenen Entscheidung). Demzufolge gewdhrte die Kommission keine ErmafSigung der
Geldbufle. Sie setzte den Endbetrag der gesamtschuldnerisch gegen die Klidgerinnen verhidngten
Geldbuf3e auf 1 600 000 Euro fest (276. Erwdgungsgrund und Art. 2 der angefochtenen Entscheidung).

Verfahren und Antrige der Parteien

Mit Klageschrift, die am 20. September 2008 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen und von
denselben Prozessbevollmichtigten unterzeichnet ist, haben die Klégerinnen gemeinsam die
vorliegende Klage erhoben.

Die Klagerinnen beantragen,

— die angefochtene Entscheidung fiir nichtig zu erklédren;

— hilfsweise, die gegen sie gesamtschuldnerisch verhidngte Geldbufle herabzusetzen;

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Die Kommission beantragt,

— die Klage von Minmet als offensichtlich unzuléssig, hilfsweise als unbegriindet abzuweisen;

— die Klage von Fluorsid als unbegriindet abzuweisen;

— den Klégerinnen die Kosten aufzuerlegen.

Das Gericht (Erste Kammer) hat auf Bericht des Berichterstatters beschlossen, die miindliche
Verhandlung zu eroffnen.

Da ein Richter an der weiteren Mitwirkung am Verfahren gehindert war, hat der Prasident des

Gerichts gemiafl Art. 32 § 3 der Verfahrensordnung des Gerichts einen anderen Richter bestimmt,
durch den die Kammer ergénzt wird.
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Im Rahmen einer prozessleitenden Mafinahme nach Art. 64 der Verfahrensordnung hat das Gericht
die Kommission aufgefordert, eine Frage schriftlich zu beantworten. Die Kommission ist dieser
Aufforderung fristgeméf$ nachgekommen.

Die Parteien haben in der Sitzung vom 14. Juni 2012 miindlich verhandelt und Fragen des Gerichts
beantwortet. In der miindlichen Verhandlung hat die Kommission ein Dokument vorgelegt, in dem sie
erldutert, wie sie bei der Bestimmung der gegen die Kligerinnen verhdngten GeldbufSe den Umsatz
und die Marktanteile berechnet hat. Nach Anhorung der Parteien ist dieses Dokument zu den Akten
genommen worden, was in das Protokoll der Sitzung aufgenommen worden ist.

Rechtliche Wiirdigung

I — Zur Zuldssigkeit

A — Vorbemerkung

Da die Kommission, soweit die Klage von Minmet erhoben worden ist, die Einrede der Unzuléssigkeit
erhoben hat, ist festzustellen, dass es sich bei der angefochtenen Entscheidung um ein Biindel
dhnlicher Individualentscheidungen, mit denen Geldbuflen auferlegt wurden, handelt, die im Rahmen
eines gemeinsamen Verfahrens erlassen worden sind (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichtshofs vom
14. September 1999, Kommission/AssiDomédn Kraft Products u. a., C-310/97 P, Slg. 1999, 1-5363,
Randnrn. 49 ff)). Im vorliegenden Fall ist somit u. a. zwischen der an Fluorsid und der an Minmet
gerichteten Entscheidung zu unterscheiden und ist die Zuldssigkeit der Klagen von Minmet und
Fluorsid jeweils gesondert zu beurteilen, da sich diese auf gegen diese Unternehmen ergangene
Entscheidungen beziehen, die rechtlich verschieden sind (vgl. in diesem Sinne Urteil
Kommission/AssiDomin Kraft Products u. a., Randnrn. 53 bis 56).

B — Zur Tragweite der Klagen

Minmet ist am 9. Juli 2008 eine englischsprachige Version der angefochtenen Entscheidung zugestellt
worden, Fluorsid am 11. Juli 2008 eine italienischsprachige.

Die Klageschrift enthdlt u. a. den Antrag, ,die Entscheidung in vollem Umfang fiir nichtig zu erklaren®,
ohne dass der Streitgegenstand weiter prézisiert wiirde. In Randnr. 1 der Klageschrift heifSt es aber,
dass die Klagerinnen die ,Nichtigerklarung der Entscheidung C(2008) 3043 der Kommission ..., die
Fluorsid und Minmet am 11. ... beziehungsweise 9. Juli 2008 zugestellt wurde“, begehren. Ebenso
heifdt es in Randnr. 3 der Klageschrift: ,Mit der vorliegenden Klage fechten ... Fluorsid und Minmet
die Entscheidung an, mit der die Kommission ... einen Verstof$ gegen Art. 81 [EG] ... festgestellt und
entsprechend Fluorsid und Minmet gesamtschuldnerisch mit einer Sanktion belegt hat”. SchliefSlich
haben die Klagerinnen als Anlage zur Klageschrift nur die italienischsprachige, an Fluorsid gerichtete
Entscheidung vorgelegt, und nicht die englischsprachige, an Minmet gerichtete. Letztere ist von
Minmet erst nach einer prozessleitenden Mafinahme des Gerichts gemédf8 Art. 64 der
Verfahrensordnung vorgelegt worden.

Mithin haben die Klagerinnen zwar nicht ausdriicklich prazisiert, dass sich ihre Klagen in Wirklichkeit
auf zwei an zwei verschiedene juristische Personen gerichtete Entscheidungen beziehen, die rechtlich
verschieden sind. Aus der Klageschrift ergibt sich aber hinreichend deutlich und genau, dass die
Klagerinnen diese beiden Entscheidungen insoweit anfechten wollten und deren Nichtigerklarung
begehren, als sie durch sie beschwert sind. Sie sehen die ,angefochtene Entscheidung® als ,einheitliche
Entscheidung“ an, die ihnen zugestellt worden sei, da mit ihr ihre gesamtschuldnerische
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Verantwortung fiir eine einheitliche Zuwiderhandlung festgestellt und demgemédfd gegen sie
gesamtschuldnerisch eine Geldbufle verhingt worden sei. Sie haben dies in der miindlichen
Verhandlung bekriftigt, was in das Protokoll der Sitzung aufgenommen worden ist.

C — Zur Zuldssigkeit der Klage von Minmet

Was die Zuldssigkeit der Klage von Minmet gegen die an sie gerichtete Entscheidung angeht, macht
die Kommission geltend, die Klage sei am 20. September 2008 verspdtet erhoben worden und somit
als unzuldssig abzuweisen. Minmet behauptet, die Verspatung sei auf eine Storung der elektronischen
Kommunikation zuriickzufithren. Es handele sich um objektive Tatsachen technischer Art, die
unvorhersehbar und somit entschuldbar seien.

Unabhingig von der Frage, ob Minmet — anders als die Kommission meint — befugt ist, gegen die an
sie gerichtete Entscheidung zu klagen, ist festzustellen, dass Minmet ein Rechtsschutzinteresse daran
hat, gegen die an Fluorsid gerichtete Entscheidung und die gegen dieses Unternehmen verhédngte
Geldbufle zu klagen, fiir die Minmet sowohl in dieser Entscheidung als auch in der individuell an sie
gerichteten gesamtschuldnerisch verantwortlich gemacht worden ist, zumal die an Fluorsid gerichtete
Entscheidung die primére Rechtsgrundlage fiir die gesamtschuldnerische Verantwortung von Minmet
darstellt, die mit der von Fluorsid und der gegen dieses Unternehmen verhdngten Geldbufle steht und
fallt. Minmet hat also zweifellos ein Interesse an der Nichtigerklairung oder Herabsetzung dieser
Geldbufle.

Jedenfalls braucht die Klagebefugnis der anderen Klager nach der Rechtsprechung, da es sich um eine
gemeinsame Klage handelt, nicht gepriift zu werden (Urteil des Gerichtshofs vom 24. Mirz 1993,
CIRFS u. a./Kommission, C-313/90, Slg. 1993, 1-1125, Randnr. 31; Urteil des Gerichts vom 8. Juli
2003, Verband der freien Rohrwerke u. a./Kommission, T-374/00, Slg. 2003, I1I-2275, Randnr. 57).

Soweit sie sich auf die an Fluorsid gerichtete Entscheidung bezieht, bei der die Klage fristgerecht
erhoben worden ist, ist die Klage von Minmet also zuldssig.

Soweit sich die Klage von Minmet hingegen auf die an sie gerichtete Entscheidung bezieht, ist zunéchst
festzustellen, dass die Kommission beantragt, die Klage insoweit wegen Ablauf der Klagefrist
abzuweisen. Hierzu ist festzustellen, dass die Klagefrist gemafd Art. 230 Abs. 5 EG, die zwei Monate
ab Mitteilung der betreffenden Handlung betragt, zwingenden Rechts ist und zur Gewéhrleistung der
Klarheit und Sicherheit der Rechtsverhidltnisse und zur Vermeidung jeder Diskriminierung oder
willkiirlichen Behandlung bei der Gewdhrung von Rechtsschutz eingefiihrt wurde. Der Richter hat
daher von Amts wegen zu priifen, ob diese Frist gewahrt worden ist (vgl. in diesem Sinne Urteil des
Gerichts vom 18. September 1997, Mutual Aid Administration Services/Kommission, T-121/96 und
T-151/96, Slg. 1997, 1I-1355, Randnr. 38). Die Klagefrist ist namlich fest, absolut und nicht
verlangerbar (Urteil des Gerichts vom 16. Dezember 2011, Enviro Tech Europe und Enviro Tech
International/Kommission, T-291/04, Slg. 2011, 1I-8281, Randnr. 95).

Im vorliegenden Fall ist Minmet die angefochtene Entscheidung am 9. Juli 2008 zugestellt worden.
Art. 101 Abs. 1 Buchst. a der Verfahrensordnung bestimmt: ,Ist fiir den Anfang einer nach Tagen,
Wochen, Monaten oder Jahren bemessenen Frist der Zeitpunkt mafigebend, zu dem ein Ereignis
eintritt oder eine Handlung vorgenommen wird, so wird bei der Berechnung dieser Frist der Tag, in
den das Ereignis oder die Handlung fillt, nicht mitgerechnet.“ Art. 102 Abs. 2 der Verfahrensordnung
bestimmt: ,Die Verfahrensfristen werden um eine pauschale Entfernungsfrist von zehn Tagen
verlangert.“ Im vorliegenden Fall war die Frist zur Erhebung einer Klage gegen die an Minmet
gerichtete Entscheidung somit am 19. September 2008 abgelaufen. Minmet hat dies in der
miindlichen Verhandlung eingerdumt, was in das Protokoll der Sitzung aufgenommen worden ist. Sie
hat ihre Klage gegen die gegen sie gerichtete Entscheidung aber erst am 20. September 2008 mit der
Einreichung der Klageschrift bei der Kanzlei des Gerichts erhoben.
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Die Klagefrist ist nach Auffassung von Minmet durch die Aufforderung des Gerichts zur Behebung
eines Mangels verldngert worden. Sie ist aber fest, absolut und nicht verlangerbar (Urteil Enviro Tech
Europe und Enviro Tech International/Kommission, oben in Randnr. 51 angefithrt, Randnr. 95), so
dass ihr Lauf weder durch eine Aufforderung des Gerichts zur Behebung eines Mangels noch durch
die Annahme der Behebung des betreffenden Mangels beeinflusst werden konnte. Nach der
Rechtsprechung ist fiir die Zuldssigkeit einer Klage ndmlich der Zeitpunkt der Einreichung der
Klageschrift maf3geblich. Sind die Voraussetzungen fiir die Erhebung der Klage zu diesem Zeitpunkt
nicht erfiillt, ist die Klage unzuléssig. Ein etwaiger Mangel kann ndmlich nur innerhalb der Klagefrist
behoben werden (vgl. Beschliisse des Gerichts vom 7. September 2010, Norilsk Nickel Harjavalta und
Umicore/Kommission, T-532/08, Slg. 2010, 1I-3959, Randnr. 70, und Etimine und
Etiproducts/Kommission, T-539/08, Slg. 2010, II-4017, Randnr. 76 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung). Da die Behebung des Mangels im vorliegenden Fall aber nach Ablauf der Klagefrist
erfolgt ist, konnte sie die Klage von Minmet nicht mehr zuldssig machen.

Soweit sie sich auf die an sie gerichtete Entscheidung bezieht, ist die Klage von Minmet also verspétet
erhoben worden und fiir unzuléssig zu erkléren.

Dieses Ergebnis wird durch die tibrigen Argumente der Klagerinnen nicht in Frage gestellt.

Als Erstes kann allein der Umstand, dass Fluorsid und Minmet die vorliegende Klage gegen die
»angefochtene Entscheidung” als wirtschaftliche Einheit gemeinsam erhoben haben, ohne nach den
jeweils an sie gerichteten individuellen Entscheidungen zu unterscheiden, nicht zur Folge haben, dass
fir Minmet dieselbe Klagefrist gilt wie fiir Fluorsid.

Zwar ist unter dem Begriff des Unternehmens im Sinne von Art. 81 Abs. 1 EG eine wirtschaftliche
Einheit zu verstehen, selbst wenn diese rechtlich aus mehreren natiirlichen oder juristischen Personen
gebildet wird. Verstofit eine solche wirtschaftliche Einheit gegen die Wettbewerbsregeln, muss diese
Zuwiderhandlung nach dem Grundsatz der personlichen Verantwortlichkeit aber eindeutig einer
juristischen Person zugerechnet werden, gegen die Geldbuflen festgesetzt werden konnen, und miissen
die Mitteilung der Beschwerdepunkte und erst recht die abschlieflende Entscheidung an diese gerichtet
werden, wobei angegeben werden muss, in welcher Eigenschaft der juristischen Person die behaupteten
Tatsachen zur Last gelegt werden (vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 10. September 2009, Akzo Nobel
u. a./Kommission, C-97/08 P, Slg. 2009, 1-8237, Randnrn. 54 bis 57 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung; Schlussantrige der Generalanwiltin Kokott in dieser Rechtssache, Slg. 2009, 1-8241,
Randnr. 37).

Erhebt ein Adressat einer solchen Entscheidung Nichtigkeitsklage, so wird der Unionsrichter nur mit
den Teilen der Entscheidung befasst, die diesen Adressaten betreffen. Diejenigen Teile, die andere
Adressaten betreffen, die die Entscheidung nicht oder nicht fristgemdf angefochten haben, sind nicht
Teil des Streitgegenstands, iiber den der Unionsrichter zu entscheiden hat (Urteile
Kommission/AssiDomén Kraft Products u. a., oben in Randnr. 43 angefiihrt, Randnr. 53, und vom
29. Mirz 2011, ArcelorMittal Luxembourg/Kommission, C-201/09 P und C-216/09 P, Slg. 2011,
1-2239, Randnr. 142).

Minmet ist eine von Fluorsid verschiedene juristische Person, so dass sie hinsichtlich der an sie
gerichteten Entscheidung nicht in den Genuss der Klagefrist kommt, die fiir die an Fluorsid gerichtete
Entscheidung gegolten hat. Es handelt sich ndmlich um zwei verschiedene Entscheidungen, die an zwei
verschiedene juristische Personen gerichtet sind, zu verschiedenen Zeitpunkten zugestellt worden sind
und fiir die die Klagefrist jeweils gesondert zu berechnen ist.

Als Zweites beruft sich Minmet auf hohere Gewalt und einen entschuldbaren Irrtum. Hierzu ist
festzustellen, dass die Begriffe der hoheren Gewalt und des Zufalls nach der Rechtsprechung ein
objektives und ein subjektives Merkmal umfassen, von denen ersteres sich auf ungewohnliche,
auflerhalb der Sphire des Wirtschaftsteilnehmers liegende Umstdnde bezieht und letzteres mit der
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Verpflichtung des Betroffenen zusammenhingt, sich gegen die Folgen ungewdhnlicher Ereignisse zu
wappnen, indem er, ohne tiberméfSige Opfer zu bringen, geeignete MafSnahmen trifft. Insbesondere
miissen die Wirtschaftsteilnehmer zum Zweck der Einhaltung der vorgesehenen Fristen Sorgfalt walten
lassen. Es muss sich demnach um ungewohnliche, vom Willen des Kldgers unabhingige
Schwierigkeiten handeln, die selbst bei Beachtung aller erforderlichen Sorgfalt unvermeidbar
erschienen (Urteil des Gerichtshofs vom 15. Dezember 1994, Bayer/Kommission, C-195/91 P, Slg.
1994, 1-5619, Randnr. 31 und 32). Im Ubrigen kann von den Vorschriften iiber die Verfahrensfristen
nur unter ganz auflergewohnlichen Umstdnden — bei Vorliegen eines Zufalls oder eines Falles hoherer
Gewalt im Sinne von Art. 45 Abs. 2 der Satzung des Gerichtshofs der Europidischen Union -
abgewichen werden, da die strikte Anwendung dieser Vorschriften dem Erfordernis der
Rechtssicherheit und der Notwendigkeit entspricht, jede Diskriminierung oder willkiirliche
Behandlung bei der Rechtspflege zu vermeiden (vgl. Beschluss des Gerichtshofs vom 8. November
2007, Belgien/Kommission, C-242/07 P, Slg. 2007, 1-9757, Randnr. 16 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Speziell zum Begriff des entschuldbaren Irrtums ist entschieden worden, dass er sich nur auf
Ausnahmefille, insbesondere auf solche bezieht, in denen das betroffene Organ ein Verhalten an den
Tag gelegt hat, das fiir sich genommen oder aber in ausschlaggebendem Mafd geeignet gewesen ist,
bei dem gutglaubigen Rechtsbiirger, der alle Sorgfalt aufwendet, die von einer Person mit normalem
Kenntnisstand verlangt werden kann, eine verstindliche Verwirrung hervorzurufen (Beschluss des
Gerichtshofs vom 14. Januar 2010, SGAE/Kommission, C-112/09 P, Slg. 2010, I-351, Randnr. 20),
z. B, wenn der Kldger besondere Auslegungsschwierigkeiten hinsichtlich der Bestimmung der
zustandigen Stelle oder der Dauer der Frist hat (Beschliisse des Gerichtshofs vom 17. Mai 2002,
Deutschland/Parlament und Rat, C-406/01, Slg. 2002, 1-4561, Randnr. 21, und SGAE/Kommission,
Randnr. 24; Urteil des Gerichts vom 6. Juni 1996, Confindustria und Romoli/Rat, T-382/94, Slg. 1996,
II-519, Randnr. 21).

Im vorliegenden Fall wiesen die Vorschriften iiber die Klagefrist fiir Minmet jedoch keine
Auslegungsschwierigkeiten auf. Ferner hat die Kommission kein Verhalten an den Tag gelegt, das
geeignet gewesen wire, hinsichtlich der Beurteilung der Frist Verwirrung hervorzurufen. Vielmehr hat
sie, indem sie zwei verschiedenen juristischen Personen zu verschiedenen Zeitpunkten zwei
verschiedene Entscheidungen — im Ubrigen in verschiedenen Sprachfassungen, namlich Englisch fiir
Minmet und Italienisch fiir Fluorsid — zugestellt hat, den Erfordernissen der Rechtsklarheit und
-sicherheit entsprochen. Folglich war Minmet durchaus in der Lage, zu erkennen, dass es sich um
zwei rechtlich verschiedene Entscheidungen handelte, die jeweils verschiedene Rechtsfolgen fiir die
beiden Klédgerinnen hatten.

Im Ubrigen ist das Vorbringen von Minmet, die verspitete Einreichung der Klageschrift sei auf eine
Storung der elektronischen Kommunikation, die unvorhersehbare Verzogerung der Meldung der
Nichtiibermittelung durch das System der elektronischen Post und auf Funktionsstérungen des
Telefaxgerits zuriickzufiihren, sehr wenig substantiiert und nicht belegt. Aus den Schriftsdtzen von
Minmet ldsst sich ndmlich nicht einmal entnehmen, zu welchem Zeitpunkt sie versucht haben will,
die Klageschrift abzusenden. Derartig vage und nicht belegte Behauptungen koénnen jedoch fiir den
Nachweis eines Falles hoherer Gewalt oder eines entschuldbaren Irrtums nicht geniigen. Das
entsprechende Vorbringen ist daher als offensichtlich unbegriindet zurtickzuweisen.

Somit ist festzustellen, dass Minmet die an sie gerichtete Entscheidung nicht innerhalb der Klagefrist

gemdfd Art. 230 Abs. 5 EG angefochten hat, so dass diese Entscheidung in Bezug auf sie Rechtskraft
erlangt hat und sie deren RechtmafSigkeit nicht mehr in Zweifel ziehen kann.
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II — Zur Begriindetheit

A — Zusammenfassung der Nichtigkeitsgriinde
Die Kldgerinnen machen im Wesentlichen drei Klagegriinde geltend.

Mit dem ersten wird ein Verstof$ gegen Art. 81 EG geriigt. Erstens sei das von der Kommission in der
angefochtenen Entscheidung behauptete Kartell ,,unmdglich®. Selbst wenn ein solches Kartell existiert
hatte, hitte es zweitens keine Auswirkungen auf den Markt gehabt, da eine im Juli 2000 getroffene
Vereinbarung tiiber die Preise, anders als die Kommission in der angefochtenen Entscheidung
behaupte, in der zweiten Hilfte des Jahres 2000 keine Auswirkungen gehabt haben konne. Die Preise
fir das zweite Halbjahr des Jahres 2000 seien 1999, ,spitestens” aber in den ersten Monaten des
Jahres 2000 festgesetzt worden. Drittens bestreiten die Klagerinnen, dass bei dem Treffen von Mailand
eine Vereinbarung mit einem wettbewerbsbeschrankenden Ziel getroffen worden sei. Es habe sich
lediglich um einen Austausch von Informationen unter Wettbewerbern gehalten. Die Kldgerinnen
machen insoweit einen Verstofy gegen die Begriindungspflicht gemaf; Art. 253 EG hinsichtlich des
Nachweises der Zuwiderhandlung und gegen Art. 2 der Verordnung Nr. 1/2003 geltend.

Mit dem zweiten Klagegrund wird eine Verletzung der Verteidigungsrechte sowie ein Verstofs gegen
Art. 27 der Verordnung Nr. 1/2003, Art. 81 EG und ,Art. 253 [EG] oder Art. 173 EG“ geltend
gemacht. Erstens werde in der angefochtenen Entscheidung eine andere Zuwiderhandlung festgestellt
als die in der Mitteilung der Beschwerdepunkte zur Last gelegte. Die Kommission habe sich auf
Tatsachen gestiitzt, die in der Mitteilung der Beschwerdepunkte nicht erwdhnt worden seien und in
Bezug auf die sich die Parteien nicht hitten verteidigen konnen. Zweitens habe die Kommission die
Dokumente zum Kronzeugenantrag von Fluorsid zu den Akten des Verwaltungsverfahrens
genommen, nachdem sie diesen in der Mitteilung der Beschwerdepunkte ,ignoriert” habe.

Mit dem dritten Klagegrund wird hilfsweise ein Verstofi gegen Art. 23 der Verordnung Nr. 1/2003
gerligt, der die gegen die Kldgerinnen verhingte Geldbufle betrifft. Die Kldgerinnen beanstanden die
Definition und die Bestimmung des Wertes des relevanten Marktes in der angefochtenen
Entscheidung. Die von der Kommission festgestellte Schwere der Zuwiderhandlung sei
unverhaltnisméflig. Auflerdem sei Ziff. 18 der Leitlinien von 2006 nicht richtig angewandt worden.

B — Zum ersten Klagegrund: Verstof§ gegen Art. 81 EG

1. Vorbemerkungen

Die Kldgerinnen machen im Wesentlichen geltend, dass das Kartell, das die Kommission in der
angefochtenen Entscheidung festgestellt habe, unmoglich sei. Die betroffenen Unternehmen hitten
den Preis fiir Aluminiumfluorid auf dem Markt der Aluminiumerzeuger nicht diktieren konnen, da
dieser nicht durch das Angebot, sondern durch die Nachfrage bestimmt werde. Auflerdem sei Ziel des
Treffens von Mailand nicht gewesen, einen ,Kartellpreis® festzusetzen, sondern ,nach MafSgabe
bestimmter Kostenfunktionen zu verstehen, bei welchem Preis die Adressaten der angefochtenen
Entscheidung trotz des exponentiellen Steigens der Produktionskosten hétten ,auf dem Markt bleiben’
konnen“. Im Ubrigen wiirden die Preise fiir Aluminiumfluorid jihrlich fiir die Lieferungen des
Folgejahrs ausgehandelt. Daher habe eine im Juli 2000 getroffene Vereinbarung iiber die Preise in der
zweiten Halfte des Jahres 2000 keine Auswirkungen haben konnen. Selbst wenn die von der
Kommission in der angefochtenen Entscheidung behauptete Zuwiderhandlung existiert hitte, hétte sie
also keine Auswirkungen auf den relevanten Markt haben konnen. Was die , Tatsachen von Mailand“
angeht, machen die Klagerinnen schliefllich geltend, die Kommission habe einen Austausch von
Informationen unter Wettbewerbern nachgewiesen, nicht aber ein Kartell ,mit dem Ziel der
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Beschrankung“. Die Kommission habe daher gegen Art. 81 EG verstofien, hinsichtlich der Angabe der
Beweismittel fiir die Zuwiderhandlung die Begriindungspflicht gemaf} Art. 253 EG verletzt und gegen
Art. 2 der Verordnung Nr. 1/2003 verstofSen.

Nach Auffassung der Kommission ist der vorliegende Klagegrund zuriickzuweisen.

Zunichst ist auf die stindige Rechtsprechung zu verweisen, wonach es zum einen der Partei oder der
Behorde, die den Vorwurf einer Zuwiderhandlung gegen die Wettbewerbsregeln erhebt, obliegt, die
Beweismittel beizubringen, die das Vorliegen der eine Zuwiderhandlung darstellenden Tatsachen
rechtlich hinreichend beweisen, und wonach zum anderen das Unternehmen, das sich gegeniiber der
Feststellung einer Zuwiderhandlung auf eine Rechtfertigung berufen mochte, den Nachweis zu
erbringen hat, dass die Voraussetzungen fiir diese Rechtfertigung erfiillt sind, so dass die genannte
Behorde dann auf andere Beweismittel zuriickgreifen muss (Urteile des Gerichtshofs vom
17. Dezember 1998, Baustahlgewebe/Kommission, C-185/95 P, Slg. 1998, 1-8417, Randnr. 58, vom
7. Januar 2004, Aalborg Portland u. a./Kommission, C-204/00 P, C-205/00 P, C-211/00 P, C-213/00 P,
C-217/00 P und C-219/00 P, Slg. 2004, 1-123, Randnr. 78, und des Gerichts vom 16. November 2006,
Perdxidos Organicos/Kommission, T-120/04, Slg. 2006, 11-4441, Randnr. 50).

Fiir den Nachweis einer Zuwiderhandlung gegen Art. 81 Abs. 1 EG muss die Kommission genaue und
{ibereinstimmende Beweismittel beibringen, um die feste Uberzeugung zu begriinden, dass der
behauptete Verstof$ begangen wurde (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichtshofs vom 28. Marz 1984,
CRAM/Kommission, 29/83 und 30/83, Slg. 1984, 1679, Randnr. 20). Hat der Richter Zweifel, muss dies
dem Unternehmen zugutekommen, an das sich die Entscheidung richtet, mit der eine
Zuwiderhandlung festgestellt wird. Der Richter kann daher nicht davon ausgehen, dass die
Kommission das Vorliegen der betreffenden Zuwiderhandlung rechtlich hinreichend nachgewiesen
hat, wenn bei ihm noch Zweifel in dieser Hinsicht bestehen; dies gilt insbesondere dann, wenn es sich
um eine Klage auf Nichtigerklarung einer Entscheidung handelt, mit der eine Geldbufle verhiangt wird
(Urteil des Gerichts vom 25. Oktober 2005, Groupe Danone/Kommission, T-38/02, Slg. 2005, 11-4407,
Randnr. 215).

Auflerdem muss nach stindiger Rechtsprechung nicht jeder der von der Kommission vorgelegten
Beweise diesen Kriterien notwendig hinsichtlich jedes Merkmals der Zuwiderhandlung geniigen. Es
reicht aus, dass das von der Kommission angefiihrte Indizienbiindel bei einer Gesamtwiirdigung dieser
Anforderung geniigt (vgl. Urteil des Gerichts vom 8. Juli 2004, JFE Engineering u. a./Kommission,
T-67/00, T-68/00, T-71/00 und T-78/00, Slg. 2004, II-2501, Randnr. 180 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Im Ubrigen ist es iiblich, dass die Titigkeiten, mit denen wettbewerbswidrige Vereinbarungen und
Verhaltensweisen verbunden sind, insgeheim ablaufen, dass die Zusammenkiinfte heimlich stattfinden
und dass die Unterlagen dariiber auf ein Minimum reduziert werden. Selbst wenn die Kommission
Schriftstiicke findet, die — wie z. B. Berichte iiber Zusammenkiinfte - eine unzuléssige
Kontaktaufnahme zwischen Wirtschaftsteilnehmern explizit bestétigen, handelt es sich folglich
normalerweise nur um lickenhafte und vereinzelte Belege, so dass es hdufig erforderlich ist,
bestimmte Einzelheiten durch Schlussfolgerungen zu rekonstruieren. In den meisten Féllen muss
daher das Vorliegen einer wettbewerbswidrigen Verhaltensweise oder Vereinbarung aus einer Reihe
von Koinzidenzen und Indizien abgeleitet werden, die bei einer Gesamtbetrachtung mangels einer
anderen schliissigen Erklirung den Beweis fiir eine Verletzung der Wettbewerbsregeln darstellen
konnen (Urteile des Gerichtshofs Aalborg Portland u. a./Kommission, oben in Randnr. 71 angefiihrt,
Randnrn. 55 bis 57, und vom 25. Januar 2007, Sumitomo Metal Industries und Nippon
Steel/Kommission, C-403/04 P und C-405/04 P, Slg. 2007, I-729, Randnr. 51).

Die Begriffe der Vereinbarung und der abgestimmten Verhaltensweise im Sinne von Art. 81 Abs. 1 EG

erfassen in subjektiver Hinsicht Formen der Kollusion, die in ihrer Art {ibereinstimmen und sich nur in
ihrer Intensitit und ihren Ausdrucksformen unterscheiden (Urteil des Gerichtshofs vom 8. Juli 1999,
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Kommission/Anic Partecipazioni, C-49/92 P, Slg. 1999, 1-4125, Randnrn. 131 und 132, und Urteil des
Gerichts vom 20. Mdrz 2002, HFB u. a./Kommission, T-9/99, Slg. 2002, 1I-1487, Randnr. 190). Bei
einer komplexen Zuwiderhandlung kann von der Kommission nicht verlangt werden, dass sie die
Zuwiderhandlung entweder als Vereinbarung oder abgestimmte Verhaltensweise qualifiziert, da beide
Formen der Zuwiderhandlung von Art. 81 EG umfasst werden (vgl. in diesem Sinne Urteil
Kommission/Anic Partecipazioni, Randnrn. 111 bis 114, und Urteil des Gerichts vom 20. April 1999,
Limburgse Vinyl Maatschappij u. a./Kommission, T-305/94 bis T-307/94, T-313/94 bis T-316/94,
T-318/94, T-325/94, T-328/94, T-329/94 und T-335/94, Slg. 1999, 11-931, Randnr. 696). Die doppelte
Einstufung der Zuwiderhandlung als Vereinbarung und/oder abgestimmte Verhaltensweise bezieht
sich demnach auf einen Komplex von Einzelakten, von denen einige als Vereinbarungen und andere
als abgestimmte Verhaltensweisen im Sinne von Art. 81 Abs. 1 EG anzusehen sind, der ja fiir diesen
Typ einer komplexen Zuwiderhandlung keine spezifische Subsumtion vorschreibt (vgl. Urteil des
Gerichts vom 17. Dezember 1991, Hercules Chemicals/Kommission, T-7/89, Slg. 1991, II-1711,
Randnr. 264, und HFB u. a./Kommission, Randnr. 187) — so auch im vorliegenden Fall.

2. Inhalt der angefochtenen Entscheidung

Die Kommission hat sich in der angefochtenen Entscheidung fiir die Feststellung einer
Zuwiderhandlung gegen Art. 81 EG im Wesentlichen auf folgende Dokumente gestiitzt: Bericht tiber
das Treffen von Mailand (Erwdgungsgriinde 77 und 81 bis 88 der angefochtenen Entscheidung),
Notizen, die Herr O. aus der Abteilung ,Noralf‘ von Boliden bei diesem Treffen gemacht hat (89.
Erwédgungsgrund der angefochtenen Entscheidung), Erklarung von Herrn O. beziiglich des genannten
Berichts (90. Erwédgungsgrund der angefochtenen Entscheidung), Notizen von Herrn O. vom
25. Oktober 2000 tiber das Telefongesprich zwischen der Abteilung ,Noralf“ von Boliden und IQM
(94. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung) sowie Notizen von Herrn C. von Minmet vom
8. und 9. November 2000 (Erwidgungsgriinde 95 und 96 der angefochtenen Entscheidung). Die
Kommission hat aus diesen Dokumenten abgeleitet, dass am 12. Juli 2000 in Mailand ein Treffen des
Vertreters von Fluorsid, Herrn R., des Vertreters von ICF, Herrn G., und des Vertreters von IQM,
Herrn A, stattgefunden habe, an dem der Vertreter aus der Abteilung ,Noralf* von Boliden, Herr O.,
per Telefon teilgenommen habe. Der Bericht iiber das Treffen von Mailand ist von Herrn R. von
Fluorsid erstellt worden. Nach Auffassung der Kommission waren Gegenstand und Zweck dieses
Treffens wettbewerbswidrig (Erwagungsgriinde 115 bis 122 der angefochtenen Entscheidung).

Den in den genannten Dokumenten verwendeten Fachausdriicken und Abkiirzungen entsprechen
folgende Definitionen:

— ,US$/T oder US$/MT*: Die Preise werden in US-Dollar (USD) je Tonne oder metrische Tonne
angegeben;

— ,Incoterms”: ,International Commercial Terms*“ (internationale Handelsklauseln);
— fca“ (free carrier): ,frei Frachtfithrer®;

— ,fob” (free on board): ,frei an Bord

— ,cfr” (cost and freight): , Kosten und Fracht®;

— ,C & F filo” (cost and freight, free in liner out): ,Kosten und Fracht, Beladung frei, Entladung
Reederei;

— ,LME® (London Metal Exchange) ist die ,Londoner Metallborse“, an der die Kurse fiir Metalle

notiert werden. Die Kurse der LME bestimmen den Aluminiumpreis. In den angefiihrten
Dokumenten ist mit dieser Abkiirzung der Aluminiumpreis gemeint;
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— LAIE,“ ist die Abkiirzung fiir Aluminiumfluorid. Ferner ist darauf hinzuweisen, dass der
Aluminiumfluorid-Preis als Prozentsatz des Kurses der LME angegeben werden kann. Nach dem
Vortrag der Parteien belduft sich der Aluminiumfluorid-Preis normalerweise auf 45 % bis 55 % der
LME und liegt normalerweise zwischen 650 und 900 USD.

Es ist auch darauf hinzuweisen, dass die Dokumente, auf die sich die Kommission in der angefochtenen
Entscheidung stiitzt, von Boliden oder anderen Kartellteilnehmern, insbesondere Fluorsid, vorgelegt
worden sind. Die Kldgerinnen haben weder die Echtheit noch die Glaubwiirdigkeit noch die
Uberzeugungskraft der genannten Dokumente in Zweifel gezogen, und die Akten enthalten nichts,
was vermuten liefSe, dass ihre Beweiskraft in Frage zu stellen wire. Die Kldgerinnen stellen namlich
nicht den Gehalt dieser Beweismittel als solchen in Frage, sondern wenden sich lediglich gegen die
Schlussfolgerungen, die die Kommission aus ihnen fiir die Feststellung eines Kartells gezogen hat.

3. Zum Nachweis der Zuwiderhandlung

In der angefochtenen Entscheidung hat die Kommission die Auffassung vertreten, die Teilnehmer des
Treffens von Mailand hétten eine Vereinbarung iber die Erhohung des Verkaufspreises fiir
Aluminiumfluorid um 20 % getroffen. Sie hatten auch in mehreren Regionen der Welt einschlief3lich
Europa ein allgemeines Preisniveau festgelegt und in einer Reihe von Fillen die Mérkte aufgeteilt und
sensible Geschiftsinformationen ausgetauscht. Es sind daher die Beweise zu wiirdigen, auf die sich die
Kommission in der angefochtenen Entscheidung zur Begriindung ihrer Schlussfolgerungen gestiitzt
hat.

In dem Bericht tiber das Treffen von Mailand ist zunidchst die Rede von einer Erhéhung der
Gesamtkosten in der Zeit von Juni 1999 bis Juni 2000 um 20 %, die 2001 eine Erhohung des
Aluminiumfluorid-Preises um 20 % erforderlich mache. Hierzu wird sodann ausgefiihrt:

»[D]a der Verkaufspreis fir [Aluminiumfluorid] fir 2000 Ende des ersten Halbjahrs 1999 festgelegt
worden ist und unsere Kosten Mitte des Jahres 2000 20 % hoher waren als 1999, sollten unsere Preise
fir [Aluminiumfluorid] im Jahr 2001 20 % hoher liegen als im Jahr 2000. Die drei Beteiligten [Fluorsid,
ICF und IQM] sind iibereingekommen, dass diese Preiserhohung aus Erzeugersicht angemessen ist. Es
bleibt jedoch die Frage, ob Angebot/Nachfrage des Marktes sie zuldsst (81. Erwédgungsgrund der
angefochtenen Entscheidung).

Aus dem Bericht iiber das Treffen von Mailand geht somit klar hervor, dass sich die an diesem Treffen
teilnehmenden Vertreter, unter ihnen der Vertreter von Fluorsid, darauf geeinigt haben, ihren
Verkaufspreis fiir Aluminiumfluorid im Jahr 2001 um 20 % zu erhohen.

In Bezug auf den europdischen Markt ist in dem Bericht tiber das Treffen von Mailand ferner von
einer Vereinbarung der teilnehmenden Vertreter {iber einen Preis von 775USD ,fca“, d. h. 800 USD
»fob“, je Tonne Aluminiumfluorid fiir das Jahr 2001 die Rede:

yFur das Jahr 2001 mochte [ICF] den Preis auf 800 USD/t fca Mordijk anheben [u]nd auf 775 USD/t
fob Gabes. [Der] europiische Erzeugerpreis [belduft sich] somit auf 775/800 USD/t fca/fob“ (85.
Erwéagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Aus der Gesamtheit dieser Schriftstiicke ergibt sich, dass der genannte Preis ein Mindestverkaufspreis
war, den die Kartellteilnehmer mit ihren Angeboten auf den betroffenen Markten nicht unterschreiten
durften.

Diese Schlussfolgerungen werden durch die Notizen bestitigt, die Herr O. aus der Abteilung ,Noralf*

von Boliden bei dem Treffen von Mailand gemacht hat, an dem er per Telefon teilnahm, sowie durch
seine mundlichen Erklirungen, die er vor der Kommission abgegeben hat (Erwédgungsgriinde 77, 89
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und 90 der angefochtenen Entscheidung). Wie sich daraus ergibt, erklirten die Teilnehmer des
Treffens, dass eine Preiserhohung um 20 % erforderlich sei, und gelangten nach Aufstellung der
Kosten zu dem Schluss, dass die Preise fiir 2001 um 20 % angehoben und auf 800 USD je Tonne, d. h.
auf 50 % des LME-Preises, festgesetzt werden sollten.

Eine Reihe von Dokumenten, die aus der Zeit nach dem Treffen von Mailand stammen, belegt, dass
die Teilnehmer dieses Treffens das Abkommen eingehalten, insoweit bilaterale Kontakte unterhalten
und sensible Geschiftsinformationen ausgetauscht haben, insbesondere zum Zweck der gegenseitigen
Kontrolle ihrer jeweiligen Preispolitik. So geht aus der Notiz, die Herr T. aus der Abteilung ,Noralf*
von Boliden an Herrn O. — ebenfalls aus der Abteilung ,Noralf* von Boliden — sandte und die ein
Telefongesprach vom 25. Oktober 2000 zwischen Herrn T. und Herrn A. von IQM betraf, hervor,
dass die beiden Letztgenannten Informationen tiber ihre Preisangebote an einen Kunden in Australien
ausgetauscht haben. Diese Preisangebote entsprachen dem beim Treffen von Mailand vereinbarten
Mindestpreis von 800 USD je Tonne. Aus der genannten Notiz ergibt sich namlich, dass IQM dem
genannten Kunden ein Preisniveau von ,850 —875 —900USD“ angeboten hatte, wihrend die
Abteilung ,Noralf* von Boliden erklarte, sie habe einen Preis von ungefahr 800 USD angeboten, einen
Vertrag mit dem australischen Kunden allerdings noch nicht geschlossen (94. Erwagungsgrund der
angefochtenen Entscheidung).

Ferner geht aus der Notiz von Herrn C. von Minmet {iber dessen Telefongespriach vom 8. November
2000 mit Herrn G. von ICF hervor, dass sich ICF iiber die ,niedrigen” Preise beschwerte, die Minmet
bei einer Ausschreibung in Agypten geboten habe — sie beliefen sich auf ,725USD fob/745USD
cfr® —, und wissen wollte, wie Minmet den in Venezuela angewandten Preis auf 875 USD anheben
wolle, wo doch die Venezolaner Zugang zur Ausschreibung in Agypten hitten. Aus der Notiz ergibt
sich weiter, dass ICF bestitigte, dass die Preise, die einem brasilianischen Kunden angeboten worden
seien, tiber 800 USD je Tonne lagen (95. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Aus einem weiteren Bericht, dem vom 9. November 2000 tiber ein Treffen von Herrn C. und Herrn K.
von Minmet und Herrn G. und Herrn. T von ICF, den Minmet erstellte und Fluorsid tibermittelte,
geht ferner hervor, dass ICF Minmet davon unterrichtete, dass sie mit einem brasilianischen Kunden
einen Vertrag zu einem Preis von 845 USD abgeschlossen habe, und bestitigte, dass sie auf dem
venezolanischen Markt nicht mehr als 6000 metrische Tonnen anbieten werde. Minmet bestand
darauf, dass die Preise in Venezuela {iber 800 USD ,cfr” liegen miissten (96. Erwdgungsgrund der
angefochtenen Entscheidung).

Aus den Dokumenten beziiglich der Gesprache vom 25. Oktober, 8. November und 9. November 2000
ergibt sich somit, dass die betroffenen Unternehmen das Preisniveau gegenseitig kontrolliert haben.
Uberdies entsprachen die Preise, wie die Kommission in der angefochtenen Entscheidung zutreffend
feststellt, dem Ergebnis der Verhandlungen, die bei dem Treffen von Mailand gefithrt worden waren.
Insoweit ist auch darauf hinzuweisen, dass in den genannten Dokumenten von Kontakten die Rede ist,
die nach dem Treffen von Mailand zwischen den Teilnehmern dieses Treffens stattfanden,
insbesondere zwischen den Kldgerinnen und ICF, die offensichtlich durch die Absprache iiber die bei
diesem Treffen vereinbarten Preise gebunden waren, da sie auf die Kernpunkte dieser Absprache Bezug
nehmen.

Die Preisabsprache betraf zum einen die europdischen Mairkte. Insoweit nennt der Bericht iiber das
Treffen von Mailand u. a. Prognosen fiir Produktions- und Verkaufsmengen von Aluminiumfluorid
fir das Jahr 2001 fiir Italien, Ruménien, Spanien, Skandinavien, Deutschland, die Beneluxstaaten und
das Vereinigte Konigreich (85. Erwédgungsgrund der angefochtenen Entscheidung). ICF erklérte
insoweit, sie wolle den Preis fiir 2001 auf 800 USD je Tonne ,fca Mordijk“ und auf 775 USD je Tonne
»fob Gabes“ erhohen, so dass sich der europdische Herstellerpreis auf 775/800 USD je Tonne ,fca/fob“
belaufe (sieche oben, Randnr. 82).
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Zum anderen hat die Kommission festgestellt, dass die Absprache auch in verschiedenen Weltregionen
Anwendung gefunden habe. So war nach dem Bericht iiber das Treffen von Mailand die ,Preisidee fiir
2001 beziiglich Australiens 800 USD je Tonne ,fob Europa“, d. h. ,50% LME fob“, wiahrend der
europdische Preis hoher als der chinesische Preis sein konnte und 875 USD je Tonne betragen sollte
(86. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung). Beziiglich Siidamerikas sind in dem Bericht
Preise fir 2000 und Mindestpreise fiir das Jahr 2001 aufgefiihrt. Fiir Venezuela werden fiir das Jahr
2001 der Preis von 850 USD je metrische Tonne ,,C & F filo“ und als absoluter Mindestpreis 890 USD
je metrische Tonne genannt. Beziiglich Brasiliens sind sich alle Hersteller darin einig, dass der Preis auf
ungefihr ,50 % LME fob“ und 875 USD je Tonne ,cfr” festgesetzt werden miisse (87. Erwdgungsgrund
der angefochtenen Entscheidung).

In seinen miindlichen Erklarungen vor der Kommission bestitigte Herr O. aus der Abteilung ,Noralf*
von Boliden ferner, dass sich die Teilnehmer des Treffens von Mailand {iber ihre jeweiligen Kunden
und iiber das Preisniveau verstdndigt hétten, das in Europa und auflerhalb Europas eingehalten werden
sollte. Zweck des Treffens von Mailand sei es auch gewesen, sich gemeinsam dariiber zu verstindigen,
wie die neuen Preisniveaus eingefithrt werden sollten. Die Teilnehmer des Treffens von Mailand hétten
die den einzelnen Kunden anzubietenden Mengen untereinander aufgeteilt. Es habe eine
stillschweigende Vereinbarung gegeben, die jeweiligen Kunden der Teilnehmer des Treffens und die
Lieferungen an diese Kunden zu respektieren (vgl. 90. Erwéigungsgrund der angefochtenen
Entscheidung).

Ebenso liasst sich der Telefonnotiz vom 25. Oktober 2000 entnehmen, dass Herr A. von IQM u. a.
hinsichtlich der Hohe der Preise fiir Aluminiumfluorid in Australien mit Herrn T. aus der Abteilung
»Noralf* von Boliden ,in Kontakt bleiben“ wollte, indem er an den bei dem Treffen von Mailand
vereinbarten Preis von 800 USD erinnerte (94. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Schliefllich ergibt sich aus dem Bericht iiber das Treffen von Mailand auch, dass die Teilnehmer dieses
Treffens, d. h. Fluorsid, ICF und IQM, in der Folgezeit Informationen mit genauen Mengenangaben
tiber die Produktion, den Absatz im Jahr 2000 und die Erwartungen fiir 2001 fiir verschiedene Lénder
der Welt sowie nach Hersteller und Kunden aufgeschliisselte Informationen ausgetauscht haben.
Beziiglich der ,individuellen Markte” heifit es in dem Bericht (84. Erwdgungsgrund der angefochtenen
Entscheidung):

»Wir haben die einzelnen Mirkte untersucht, um ein allgemeines Preisniveau festzulegen und in
bestimmten Fillen eine Marktaufteilung vorzunehmen. Wir sind jedoch iibereingekommen, dass
unabhéngig davon, wer den Auftrag erhilt, ein hoheres Preisniveau erreicht werden muss. Wir
miissen daher von jeder grofieren ErméfSigung abraten.”

Folglich haben die Teilnehmer des Treffens von Mailand u. a. {iber ihre Produktionsmengen, iiber die
Mengen, die sie verkauft hatten oder verkaufen wollten, {iber ihre Kunden sowohl in Europa als auch
weltweit, tber die Festsetzung ihrer Preise und iiber die Aufteilung der Mairkte sensible
Geschiftsinformationen ausgetauscht, um eine Einigung iiber diese Wettbewerbsparameter zu
erreichen.

Aus der Gesamtheit dieser Beweise, deren Inhalt die Klagerinnen nicht in Frage stellen, ergibt sich
demzufolge, dass die Kommission das Vorliegen einer bei dem Treffen von Mailand mit Teilnahme
der Klagerinnen geschlossenen Vereinbarung iiber die Festsetzung von Preisen im Sinne von Art. 81
EG und Art. 53 EWR-Abkommen rechtlich hinreichend nachgewiesen hat.

Die Kommission hat somit in der angefochtenen Entscheidung den wettbewerbswidrigen Zweck des
Treffens von Mailand und das Vorliegen einer gegen Art. 81 Abs. 1 EG verstofSenden Vereinbarung
nachgewiesen, ohne dass nachgewiesen zu werden braucht, dass diese Vereinbarung Wirkungen
erzeugt hat (Urteile Kommission/Anic Partecipazioni, oben in Randnr. 75 angefiihrt, Randnr. 123, und
JEE Engineering u. a./Kommission, oben in Randnr. 73 angefithrt, Randnr. 181). Insoweit ist darauf
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hinzuweisen, dass der wettbewerbswidrige Zweck und die wettbewerbswidrige Wirkung einer
Vereinbarung keine kumulativen, sondern alternative Voraussetzungen fiir die Beurteilung sind, ob
diese Vereinbarung unter das Verbot des Art. 81 Abs. 1 EG fillt. Nach stindiger Rechtsprechung
weist der durch die Konjunktion ,oder” gekennzeichnete alternative Charakter dieser Voraussetzung
darauf hin, dass zundchst der eigentliche Zweck der abgestimmten Verhaltensweise in Betracht zu
ziehen ist, wobei die wirtschaftlichen Begleitumstinde ihrer Durchfithrung zu beriicksichtigen sind.
Die Auswirkungen einer Vereinbarung brauchen daher nicht gepriift zu werden, wenn feststeht, dass
diese einen wettbewerbswidrigen Zweck verfolgt (vgl. in diesem Sinne Urteile des Gerichtshofs vom
6. Oktober 2009, GlaxoSmithKline Services u. a./Kommission u. a., C-501/06 P, C-513/06 P,
C-515/06 P und C-519/06 P, Slg. 2009, 1-9291, Randnr. 55, und vom 4. Oktober 2011, Football
Association Premier League u. a., C-403/08 und C-429/08, Slg. 2011, 1-9083, Randnr. 135). Das
Vorbringen der Klédgerinnen, die Durchfithrung einer solchen Vereinbarung sei ,unmoglich®, ist
demnach zuriickzuweisen.

Daher ist nicht zu priiffen, ob die von der Rechtsprechung fiir den Begriff der abgestimmten
Verhaltensweise aufgestellten Kriterien (vgl. die oben in Randnr. 75 angefiihrte Rechtsprechung) auch
hier erfiillt sind. Da im vorliegenden Fall das Verbot des Art. 81 EG néamlich bereits greift, weil das
Tatbestandsmerkmal einer ,Vereinbarung” erfillt ist, wiirde es sich bloff um eine alternative
Einstufung desselben Kartells handeln, die fiir die weitere Analyse unerheblich wire.

Die Riige eines Verstofles gegen Art. 81 EG ist somit als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zur Riige eines ,Verstofles gegen die Begriindungspflicht hinsichtlich des Nachweises der
Zuwiderhandlung” ist festzustellen, dass die Kldgerinnen einen Begriindungsmangel lediglich in der
Uberschrift des vorliegenden Klagegrundes nennen, ohne eine entsprechende Argumentation zu
entwickeln. Da die Riige aber nicht substantiiert und nicht mit Beweisen untermauert wird, ist davon
auszugehen, dass sie sich mit dem vorliegenden, die materielle Rechtméfligkeit betreffenden
Klagegrund deckt und sich auf die Richtigkeit der Begriindung der angefochtenen Entscheidung
bezieht (Urteil des Gerichtshofs vom 2. April 1998, Kommission/Sytraval und Brink’s France,
C-367/95 P, Slg. 1998, 1-1719, Randnrn. 65 bis 68). Sie fillt demnach mit der eines Verstofles gegen
Art. 81 EG zusammen, so dass sie nicht gesondert gepriift zu werden braucht.

Selbst wenn die Kldgerinnen tatsiachlich einen Begriindungsmangel geltend machten oder ein solcher
von Amts wegen zu priifen wire, wire festzustellen, dass die nach Art. 253 EG vorgeschriebene
Begriindung die Uberlegungen des Organs, das den Rechtsakt erlassen hat, so klar und eindeutig zum
Ausdruck bringen muss, dass die Betroffenen ihre Rechte wahrnehmen konnen und der Unionsrichter
seine Kontrollaufgabe wahrnehmen kann (Urteile des Gerichtshofs vom 18. September 2003,
Volkswagen/Kommission, C-338/00 P, Slg. 2003, 1-9189, Randnr. 124, und vom 10. Juli 2008,
Bertelsmann und Sony Corporation of America/Impala, C-413/06 P, Slg. 2008, 1-4951, Randnrn. 166
und 178). Nach Art. 253 EG hat die Kommission zwar die sachlichen und rechtlichen Gesichtspunkte,
von denen die Rechtmaifligkeit der Entscheidung abhdngt, sowie die rechtlichen Erwigungen
aufzufithren, die sie zum Erlass ihrer Entscheidung veranlasst haben; sie braucht jedoch nicht auf alle
sachlichen und rechtlichen Gesichtspunkte einzugehen, die im Verwaltungsverfahren behandelt
worden sind (Urteile des Gerichtshofs vom 17. Januar 1984, VBVB und VBBB/Kommission, 43/82
und 63/82, Slg. 1984, 19, Randnr. 22, vom 11. Juli 1989, Belasco u. a./Kommission, 246/86, Slg. 1989,
2117, Randnr. 55, und Volkswagen/Kommission, Randnr. 127; Urteil des Gerichts vom 5. Oktober
2011, Romana Tabacchi/Kommission, T-11/06, Slg. 2011, I1I-6681, Randnr. 233). Das
Begriindungserfordernis ist nach den Umstinden des Einzelfalls, insbesondere nach dem Inhalt des
Rechtsakts, der Art der angefiithrten Griinde und nach dem Interesse zu beurteilen, das die Adressaten
oder andere von dem Rechtsakt unmittelbar und individuell betroffene Personen an Erlauterungen
haben konnen (vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 2. Dezember 2009, Kommission/Irland u. a,
C-89/08 P, Slg. 2009, 1-11245, Randnr. 77 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).
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Im vorliegenden Fall hat die Kommission in der angefochtenen Entscheidung aber die sachlichen und
rechtlichen Gesichtspunkte sowie alle Erwdgungen, die sie zum Erlass ihrer Entscheidung veranlasst
haben, detailliert aufgefiihrt. Anhand der Begriindung der angefochtenen Entscheidung konnten die
Klagerinnen zur Wahrnehmung ihrer Rechte die Griinde fiir den Erlass der Entscheidung erfahren
und das Gericht seine Kontrollaufgabe wahrnehmen. Somit liegt hinsichtlich des Nachweises einer
Zuwiderhandlung gegen Art. 81 EG kein Begriindungsmangel vor und ist die vorliegende Riige
jedenfalls zurtickzuweisen.

Der vorliegende Klagegrund ist daher in vollem Umfang zuriickzuweisen.
C — Zum zweiten Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte

1. Vorbemerkungen

Die Kldgerinnen machen geltend, die Kommission habe ihre Verteidigungsrechte verletzt und gegen
die Art. 2 und 27 der Verordnung Nr. 1/2003 verstofien. In der angefochtenen Entscheidung werde
eine andere Zuwiderhandlung festgestellt als die, die im Verwaltungsverfahren in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte bezeichnet worden sei. Die Kommission habe ihre Untersuchung nach der
Mitteilung der Beschwerdepunkte fortgefithrt und weitere Dokumente zusammengetragen. Sie, die
Klagerinnen, hétten insofern aber ihre Verteidigungsrechte nicht ausiiben konnen. Zum einen wiirden
in der angefochtenen Entscheidung Zuwiderhandlungen und Tatsachen festgestellt, die in der
Mitteilung der Beschwerdepunkte nicht genannt seien, insbesondere die Dokumente zu den
bilateralen Kontakten am 8. und 9. November 2000. Zum anderen sei in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte eine ,dauernde Zuwiderhandlung®, in der angefochtenen Entscheidung hingegen
eine ,Zuwiderhandlung von einer Dauer von sechs Monaten“ festgestellt worden. Fluorsid riigt
zudem, dass die Kommission in der Mitteilung der Beschwerdepunkte nicht auf den Antrag auf
Erméfligung der Geldbufle eingegangen sei, den sie bei ihr gestellt habe, und dessen Zuriickweisung in
der Mitteilung der Beschwerdepunkte nicht begriindet habe.

Die Kommission tritt diesem Vorbringen entgegen. Die Dokumente, die sich auf Kontakte nach dem
Treffen von Mailand bezogen, seien Bestandteile ihrer Verwaltungsakte. Die von ihr gegen die
Kartellteilnehmer erhobenen Beschwerdepunkte seien nicht erweitert worden. Die Tatsachen, die sie
festgestellt und den Kartellteilnehmern zur Last gelegt habe, seien diesen bekannt gewesen. Ihre
abschliefSende Entscheidung — die angefochtene Entscheidung — miisse nicht mit der Mitteilung der
Beschwerdepunkte iibereinstimmen. Sie habe es nicht fiir erforderlich erachtet, hinsichtlich der in der
Mitteilung der Beschwerdepunkte nicht genannten Beweismittel eine ergdnzende Mitteilung der
Beschwerdepunkte zu erlassen. Diese Dokumente stellen die bereits herangezogenen Beweismittel
nicht in Frage und hitten zu keinen anderen Ergebnissen gefiihrt.

Was die behauptete Verletzung der Verteidigungsrechte von Fluorsid im Zusammenhang mit deren
Antrag auf Ermifligung der Geldbufle angeht, macht die Kommission geltend, sie sei, da die von
Fluorsid gelieferten Beweismittel keinen erheblichen Mehrwert aufgewiesen hitten, zu der Auffassung
gelangt, dass der Antrag von Fluorsid auf Ermafligung der GeldbufSe nicht begriindet gewesen sei, und
habe dieses Unternehmen am 13. Juli 2007 davon unterrichtet. Sie habe nur in der angefochtenen
Entscheidung auf den genannten Antrag eingehen miissen, was sie auch getan habe. Folglich habe
Fluorsid, die gewusst habe, dass ihr Antrag auf Ermafligung der Geldbufle zuriickgewiesen worden sei,
im Verwaltungsverfahren ihre Verteidigungsrechte ausiiben konnen.

Die Beachtung der Verteidigungsrechte bei der Durchfithrung von Verwaltungsverfahren im Bereich
der Wettbewerbspolitik stellt einen allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts dar, dessen Wahrung die
Gerichte der Union zu sichern haben (vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 3. September 2009, Prym und
Prym Consumer/Kommission, C-534/07 P, Slg. 2009, 1-7415, Randnr. 26 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).
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Nach stindiger Rechtsprechung erfordert es die Wahrung der Verteidigungsrechte, dem betroffenen
Unternehmen im Verwaltungsverfahren Gelegenheit zu geben, zum Vorliegen und zur Erheblichkeit
der von der Kommission angefiihrten Tatsachen und Umstinde sowie zu den von ihr zur Stiitzung
ihrer Behauptung, dass ein VerstofS gegen den Vertrag vorliege, herangezogenen Schriftstiicken
sachgerecht Stellung zu nehmen (vgl. Urteile des Gerichtshofs vom 7. Juni 1983, Musique Diffusion
francaise u. a./Kommission, 100/80 bis 103/80, Slg. 1983, 1825, Randnr. 10, vom 6. April 1995, BPB
Industries und British Gypsum/Kommission, C-310/93 P, Slg. 1995, I-865, Randnr. 21, und vom 9. Juli
2009, Archer Daniels Midland/Kommission, C-511/06 P, Slg. 2009, 1-5843, Randnr. 88 und die dort
angefithrte Rechtsprechung).

Art. 27 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1/2003 spiegelt diesen Grundsatz insofern wider, als er vorsieht,
dass den Beteiligten eine Mitteilung der Beschwerdepunkte tibersandt wird, in der alle wesentlichen
Tatsachen, auf die sich die Kommission in diesem Verfahrensstadium stiitzt, klar angegeben werden
miissen (vgl. in diesem Sinne Urteil Aalborg Portland u. a./Kommission, oben in Randnr. 71
angefiihrt, Randnr. 67), dergestalt, dass die Betroffenen tatsdchlich erkennen koénnen, welches
Verhalten ihnen die Kommission zur Last legt und tiber welche Beweismittel diese verfiigt (vgl. in
diesem Sinne Urteil des Gerichtshofs vom 15. Oktober 2002, Limburgse Vinyl Maatschappij
u. a./Kommission, C-238/99 P, C-244/99 P, C-245/99 P, C-247/99 P, C-250/99 P bis C-252/99 P
und C-254/99 P, Slg. 2002, 1-8375, Randnrn. 315 und 316, und Urteil Aalborg Portland
u. a./Kommission, oben in Randnr. 71 angefiihrt, Randnrn. 66 und 67), und dass sie ihre Verteidigung
sachgerecht wahrnehmen konnen, bevor die Kommission eine abschlieflende Entscheidung erlasst (vgl.
in diesem Sinne Urteil Archer Daniels Midland/Kommission, oben in Randnr. 107 angefiihrt, Randnrn.
85 und 86). Dieses Erfordernis ist erfiillt, wenn die genannte Entscheidung den Betroffenen keine
anderen Zuwiderhandlungen zur Last legt als diejenigen, die in der Mitteilung der Beschwerdepunkte
genannt werden, und sich nur auf Tatsachen stiitzt, zu denen die Betroffenen Gelegenheit zur
AuBlerung hatten (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichts vom 19. Mirz 2003, CMA CGM
u. a./Kommission, T-213/00, Slg. 2003, 11-913, Randnr. 109 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Die Darstellung der wesentlichen Gesichtspunkte, auf die sich die Kommission in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte stiitzt, kann jedoch in gedringter Form erfolgen, und die abschliefSende
Entscheidung braucht nicht notwendig ein Abbild der Mitteilung der Beschwerdepunkte zu sein
(Urteil Musique Diffusion frangaise u. a./Kommission, oben in Randnr. 107 angefiihrt, Randnr. 14), da
es sich bei Letzterer um ein vorbereitendes Schriftstiick handelt, dessen tatsdchliche und rechtliche
Wertungen lediglich vorlaufiger Natur sind (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichtshofs vom
17. November 1987, British American Tobacco und Reynolds Industries/Kommission, 142/84
und 156/84, Slg. 1987, 4487, Randnr. 70). Zuldssig sind daher Ergénzungen zur Mitteilung der
Beschwerdepunkte unter Beriicksichtigung der Erwiderungen der Beteiligten, deren Argumente zeigen,
dass sie ihre Verteidigungsrechte tatsdchlich wahrnehmen konnten. Die Kommission darf auch unter
Beriicksichtigung des Verwaltungsverfahrens Argumente, auf die sie ihre Beschwerdepunkte stiitzt, in
tatsdchlicher oder rechtlicher Hinsicht &dndern oder ergédnzen (vgl. in diesem Sinne Urteile des
Gerichts vom 28. Februar 2002, Compagnie générale maritime u. a./Kommission, T-86/95, Slg. 2002,
II-1011, Randnr. 448, und vom 22. Oktober 2002, Schneider Electric/Kommission, T-310/01, Slg.
2002, 11-4071, Randnr. 438). Bis zum Erlass einer endgiltigen Entscheidung kann die Kommission
daher in Anbetracht insbesondere der schriftlichen oder miindlichen Auflerungen der Beteiligten
entweder einzelne oder auch sdmtliche bis dahin gegen diese erhobenen Beschwerdepunkte fallen
lassen und damit ihre Auffassung zugunsten der Beteiligten dndern oder umgekehrt beschliefen, neue
Beschwerdepunkte hinzuzufiigen, sofern sie den betreffenden Unternehmen Gelegenheit gibt, hierzu
Stellung zu nehmen (Urteil des Gerichts vom 30. September 2003, Atlantic Container Line
u. a./Kommission, T-191/98, T-212/98 bis T-214/98, Slg. 2003, 1I-3275, Randnr. 115 und die dort
angefiihrte Rechtsprechung).

Wie ferner von der Rechtsprechung anerkannt ist, liegt eine Verletzung der Verteidigungsrechte vor,

wenn aufgrund eines von der Kommission begangenen Fehlers die Moglichkeit besteht, dass das von
ihr durchgefithrte Verwaltungsverfahren zu einem anderen Ergebnis gefiihrt hétte. Zum Nachweis
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eines solchen VerstofSes braucht ein klagendes Unternehmen nicht darzutun, dass die Entscheidung
der Kommission einen anderen Inhalt gehabt hitte, sondern muss nur hinreichend belegen, dass es
sich ohne den Fehler besser hitte verteidigen konnen, z. B. deshalb, weil es zu seiner Verteidigung
Schriftstiicke hidtte einsetzen konnen, in die ihm im Verwaltungsverfahren keine Einsicht gewihrt
wurde (vgl. in diesem Sinne Urteile des Gerichtshofs vom 2. Oktober 2003, Thyssen
Stahl/Kommission, C-194/99 P, Slg. 2003, I1-10821, Randnr. 31 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung, und vom 1. Juli 2010, Knauf Gips/Kommission, C-407/08 P, Slg. 2010, 1-6375,
Randnr. 28; vgl. entsprechend auch Urteil des Gerichtshofs vom 1. Oktober 2009, Foshan Shunde
Yongjian Housewares & Hardware/Rat, C-141/08 P, Slg. 2009, 1-9147, Randnr. 94).

Was insbesondere das Recht auf Akteneinsicht betrifft, braucht das Unternehmen nach stindiger
Rechtsprechung in dem Fall, dass die Akteneinsicht abgelehnt wurde, nur darzutun, dass es die
fraglichen Unterlagen zu seiner Verteidigung hitte einsetzen konnen (vgl. Urteil des Gerichtshofs vom
25. Oktober 2011, Solvay/Kommission, C-109/10 P, Slg. 2011, 1-10329, Randnr. 57 und die dort
angefithrte Rechtsprechung, und Schlussantrige der Generalanwiltin Kokott in dieser Rechtssache,
ebd., Nr. 171 und die dort angefiihrte Rechtsprechung, Urteile Aalborg Portland u. a./Kommission,
oben in Randnr. 71 angefiihrt, Randnrn. 74 und 75, Knauf Gips/Kommission, oben in Randnr. 110
angefiihrt, Randnr. 23, und vom 15. Oktober 2002, Limburgse Vinyl Maatschappij u. a./Kommission,
oben in Randnr. 108 angefithrt, Randnrn. 318 und 324). Es braucht nicht nachzuweisen, dass die
Unregelméfligkeit den Verfahrensablauf und den Inhalt der Entscheidung der Kommission zu seinen
Ungunsten beeinflusst hat, sondern nur, dass sie den Verfahrensablauf und den Inhalt der
Entscheidung der Kommission beeinflussen konnte (vgl. in diesem Sinne Schlussantrige der
Generalanwiltin Kokott zum Urteil vom 25. Oktober 2011, Solvay/Kommission, Nrn. 179 und 181,
und Urteile des Gerichtshofs vom 8. Juli 1999, Hercules Chemicals/Kommission, C-51/92 P, Slg. 1999,
1-4235, Randnr. 81, vom 2. Oktober 2003, Corus UK/Kommission, C-199/99 P, Slg. 2003, I-11177,
Randnr. 128, vom 15. Oktober 2002, Limburgse Vinyl Maatschappij u. a./Kommission, oben in
Randnr. 108 angefithrt, Randnr. 318, und Aalborg Portland u. a./Kommission, oben in Randnr. 71
angefiihrt, Randnr. 74). Das betroffene Unternehmen muss bei einer unterbliebenen Offenlegung von
Dokumenten also nicht nachweisen, dass das Verwaltungsverfahren bei Offenlegung der Dokumente
zu einem anderen Ergebnis gefithrt hdtte, es muss lediglich eine — sei es auch nur entfernte —
Moglichkeit dartun, dass die im Verwaltungsverfahren nicht einsehbaren Schriftstiicke fiir seine
Verteidigung hdtten von Nutzen sein konnen (Schlussantrage der Generalanwaltin Kokott zum Urteil
vom 25. Oktober 2011, Solvay/Kommission, Nr. 181 und die dort angefithrte Rechtsprechung, und
Urteil Aalborg Portland u. a./Kommission, oben in Randnr. 71 angefiihrt, Randnr. 131).

2. Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit den Dokumenten, die
Kontakte nach dem Treffen von Mailand betreffen

Im vorliegenden Fall machen die Klagerinnen im Wesentlichen geltend, dass die Kommission die
angefochtene Entscheidung auf Beweismittel gestiitzt habe, die in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte nicht genannt gewesen seien, insbesondere auf die Dokumente, die die Kontakte am
8. und 9. November 2000 betrifen, wodurch die Verteidigungsrechte verletzt worden seien.

Insofern geht aus den Randnrn. 20 bis 22, 76, 86 bis 88 des vorliegenden Urteils (vgl. auch 239.
Erwédgungsgrund der angefochtenen Entscheidung) hervor, dass sich die Kommission in der
angefochtenen Entscheidung auf diese Dokumente gestiitzt hat, um das Bestehen des Kartells und
dessen Durchfiihrung nachzuweisen und dementsprechend die Schwere der Zuwiderhandlung und die
gegen die Kldgerinnen zu verhdngende Geldbufle zu bestimmen.

Zunichst ist also der Inhalt der Mitteilung der Beschwerdepunkte mit dem der angefochtenen
Entscheidung zu vergleichen.
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In der Mitteilung der Beschwerdepunkte war die Kommission davon ausgegangen, dass es seit 1997
Kontakte zwischen den Kartellteilnehmern gegeben habe (Abschnitte 76 ff.); sie hatte ein Treffen in
Griechenland am 29. Juli 1999 (Abschnitte 85 ff.) sowie ,spétere Kontakte (Abschnitte 92 ff.) und das
Treffen von Mailand (Abschnitte 103 ff.) angefiihrt. In der Mitteilung der Beschwerdepunkte war in
der Sachverhaltsdarstellung beziiglich der Durchfithrung des Kartells von Kontakten zwischen den
Kartellteilnehmern die Rede, u. a. von Kontakten, die nach dem Treffen von Mailand stattfanden. Die
Kommission hatte festgestellt, dass ,[nach dem] Treffen von Mailand ... die Unternehmen, die an der
getroffenen Vereinbarung beteiligt waren, im Wege bilateraler Kontakte weiterhin Informationen tiber
den Aluminiumfluorid-Markt [ausgetauscht haben]“ (Abschnitt 117). Sie hatte insoweit ausdriicklich
Kontakte vom 25. Oktober 2000, Kontakte im Laufe des Jahres 2001, eine Konferenz, die vom 17. bis
zum 21. Februar 2002 stattgefunden habe, eine weitere Konferenz in San Diego, Kalifornien
(Vereinigte Staaten), am 6. Marz 2003 sowie Kontakte im Januar 2004 und am 21. Januar 2005
(Abschnitte 118 bis 123) angefiihrt. Sie hatte ferner ausgefiihrt, dass das Kartell durchgefiihrt worden
sei und dass sie dies bei der Wiirdigung der Schwere der Zuwiderhandlung beriicksichtigen werde
(Abschnitt 227).

Beziiglich der Dauer der Zuwiderhandlung hatte die Kommission in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte festgestellt, dass die Zuwiderhandlung am 30. Juni 1997, dem Zeitpunkt des
Treffens in Sousse (Tunesien), begonnen habe, die Intensitit der Zuwiderhandlung seit dem Treffen
in Griechenland am 29. Juli 1999, ,als die endgiiltige Vereinbarung tiber die Preiserhohung fiir die
Verkdufe im Jahr 2000 geschlossen wurde und in Kraft trat”, zugenommen habe und eine &hnliche
Vereinbarung am 12. Juli 2000 in Mailand fiir die Verkaufspreise im Jahr 2001 geschlossen worden
sei. Sie hatte hieraus gefolgert, dass die Zuwiderhandlung im Fall von Fluorsid, ICF und IQM
yzumindest bis zum 31. Dezember 2001 angedauert habe, wobei das Ende des Zeitraums, in dem die
genannte Vereinbarung durchgefithrt worden sei, dem Ende des Zeitraums entsprochen habe, in dem
die von der Vereinbarung erfassten Umsitze getitigt worden seien (Abschnitt 216).

In den Erwidgungsgriinden 155 und 156 der angefochtenen Entscheidung fithrt die Kommission
»bilaterale Kontakte im Herbst 2000“ an, insbesondere die Kontakte vom 25. Oktober 2000 sowie vom
8. und 9. November 2000. Diese Kontakte seien ein Beleg dafiir, dass die Durchfithrung der bei dem
Treffen von Mailand geschlossenen Vereinbarung iiberwacht worden sei. Im 239. Erwdgungsgrund der
angefochtenen Entscheidung bezieht sich die Kommission im Zusammenhang mit der Festsetzung des
Grundbetrags der Geldbufle erneut auf die Dokumente, die die Kontakte vom 8. und 9. November
2000 beziiglich der Durchfithrung des Kartells betreffen. Sie fiihrt aus, sie habe den Grad der
Durchfithrung des Kartells beriicksichtigt, um den heranzuziehenden Anteil am Umsatz festzulegen,
und verweist insbesondere auf die Erwdagungsgriinde 154 bis 156 der angefochtenen Entscheidung.

Beziiglich der Dauer der Zuwiderhandlung stellt die Kommission in der angefochtenen Entscheidung
fest, dass das Kartell zumindest vom 12. Juli bis zum 31. Dezember 2000 angedauert habe
(Erwagungsgriinde 241 und 147 der angefochtenen Entscheidung). Nach dem 146. Erwdgungsgrund
der angefochtenen Entscheidung ,werden die Liefervertrdge innerhalb eines Zeitraums, der im Laufe
des zweiten Halbjahrs eines Kalenderjahrs beginnt und mit Ablauf des betreffenden Kalenderjahrs
oder in den ersten fiinf Monaten des folgenden Kalenderjahrs endet, im Voraus ausgehandelt. Die
Kommission hat somit angenommen, dass es in der Aluminiumfluorid-Branche Praxis sei, die Preise
im Voraus fiir das folgende Geschiftsjahr festzulegen.

Schliefilich ist darauf hinzuweisen, dass die Dokumente beziiglich der nach dem Treffen von Mailand
stattgefundenen Kontakte, darunter die Kontakte vom 8. und 9. November 2000, in dem Teil der
angefochtenen Entscheidung, der sich mit der Dauer der Zuwiderhandlung befasst, nicht erwahnt
werden.
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Demnach sind in der Mitteilung der Beschwerdepunkte zwar Dokumente herangezogen worden, die
Kontakte nach dem Treffen von Mailand betreffen, wie sie in Randnr. 115 des vorliegenden Urteils
genannt sind; die die bilateralen Kontakte vom 8. und 9. November 2000 betreffenden Dokumente,
auf die sich die Kommission in der angefochtenen Entscheidung gestiitzt hat, werden in der
Mitteilung der Beschwerdepunkte allerdings nicht ausdriicklich erwéhnt.

Die genannten Dokumente beziiglich der Kontakte vom 8. und 9. November 2000 waren indessen in
der Verwaltungsakte der Kommission enthalten, die diese Dokumente den Beteiligten des
Verwaltungsverfahrens, und damit den Kligerinnen, zusammen mit der Ubersendung der Mitteilung
der Beschwerdepunkte {ibermittelte, damit die Verteidigungsrechte und die Rechte auf Akteneinsicht
ausgeiibt werden konnten. Im Ubrigen ist unstreitig, dass zum einen die Kligerinnen vollstindige
Einsicht in die Akten einschliefSlich der Dokumente beziiglich der Kontakte vom 8. und 9. November
2000 erhalten haben und dass zum anderen die Kontakte, die nach dem Treffen von Mailand
stattfanden, ausdriicklich, wenn auch nur allgemein, in der Mitteilung der Beschwerdepunkte erwédhnt
worden sind.

Sowohl die bilateralen Kontakte vom 8. und 9. November 2000, die in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte nicht ausdriicklich erwdahnt worden sind, als auch die dort ausdriicklich erwdhnten
Kontakte bestitigen, dass die Kldagerinnen an dem Kartell und an dessen Durchfithrung, die nach dem
Treffen von Mailand erfolgte, beteiligt gewesen sind. Es war jedoch insoweit ausreichend, dass die
Kommission in der Mitteilung der Beschwerdepunkte die Beurteilung der Frage, ob eine einheitliche
und fortgesetzte Zuwiderhandlung vorgelegen hat und durchgefithrt worden ist, auf verschiedene
Beweise gestiitzt hat, u. a. das Treffen von Mailand sowie bilaterale und multilaterale Kontakte nach
diesem Treffen, insbesondere einen Kontakt am 25. Oktober 2000, also im Herbst 2000. Schon allein
die in der Mitteilung der Beschwerdepunkte dargelegten Beweise haben ndamlich ausgereicht, um den
Klagerinnen vor Augen zu fithren, dass die Kommission die genannten Beweise als belastende
Beweismittel gegen sie verwenden konnte. Angesichts der Dokumente beziiglich der in der Mitteilung
der Beschwerdepunkte erwihnten Kontakte, die nach dem Treffen von Mailand stattfanden, waren die
Dokumente betreffend die Kontakte vom 8. und 9. November 2000 somit fiir den Nachweis, dass eine
einheitliche und fortgesetzte Zuwiderhandlung vorgelegen hat und durchgefiihrt worden ist, nicht
erforderlich. So bezieht sich die Kommission im 156. Erwigungsgrund der angefochtenen
Entscheidung, insbesondere in Fn. 120, auch auf den Kontakt vom 25. Oktober 2000, der bereits in
Abschnitt 118 der Mitteilung der Beschwerdepunkte genannt worden war. Die Dokumente beziiglich
der Kontakte vom 8. und 9. November 2000 waren demnach fiir das Ergebnis, zu dem die
Kommission in der angefochtenen Entscheidung gelangte, fiir sich genommen nicht ausschlaggebend,
da eine iiber den 31. Dezember 2000 hinausgehende fortgesetzte Zuwiderhandlung und deren
Durchfithrung bereits in der Mitteilung der Beschwerdepunkte aufgrund anderer Beweismittel zur
Last gelegt worden war.

Im Ubrigen ist auf die in Randnr. 110 des vorliegenden Urteils angefithrte Rechtsprechung
hinzuweisen, wonach die Verteidigungsrechte nur verletzt sind, wenn die Moglichkeit besteht, dass
das Verwaltungsverfahren ohne den Verfahrensfehler, hier die unterbliebenen ausdriicklichen
Bezugnahmen in der Mitteilung der Beschwerdepunkte auf die Dokumente beziiglich der Kontakte
vom 8. und 9. November 2000, zu einem anderen Ergebnis gefiihrt hétte.

Dies ist vorliegend nicht der Fall.

Wie oben in Randnr. 121 ausgefiihrt worden ist, hatten die Kldgerinnen zusammen mit der Mitteilung
der Beschwerdepunkte Zugang zu den Dokumenten beziiglich der Kontakte vom 8. und 9. November
2000, ohne dass sie diesen Dokumenten im Rahmen des Verwaltungsverfahrens oder im Laufe des
gerichtlichen Verfahrens entlastendes Material entnommen hétten. Zudem haben die Kldgerinnen im
Stadium des Verwaltungsverfahrens sogar darauf verzichtet, zu den in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte ausdriicklich erwdahnten Kontakten, die nach dem Treffen von Mailand stattfanden,
Stellung zu nehmen (Abschnitte 117 bis 123 der Mitteilung der Beschwerdepunkte). Auch haben sie im
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Laufe des gerichtlichen Verfahrens nicht substantiiert dargelegt, inwiefern im Verwaltungsverfahren die
Wirksamkeit ihrer Verteidigung dadurch beeintrachtigt worden wire, dass die genannten Dokumente
in der Mitteilung der Beschwerdepunkte nicht ausdriicklich angefithrt worden waren, und wie sie sich
wirksamer hitten verteidigen konnen, wenn sie bei dieser Gelegenheit ausdriicklich dariiber informiert
worden wiren, dass die Kommission die Dokumente vom 8. und 9. November 2000 in der
angefochtenen Entscheidung als Beweis fiir ihre Teilnahme an der Zuwiderhandlung und deren
Durchfithrung verwenden wollte. In Anbetracht der genannten Dokumente und der Tatsache, dass
diese den Klagerinnen vollstindig bekannt waren, da die Klagerinnen sogar Ersteller der Dokumente
waren, die aus ihrer eigenen Sphire stammten, ist vielmehr festzustellen, dass die Klagerinnen nicht
nachgewiesen haben, dass sie diesen Dokumenten im Hinblick auf eine wettbewerbswidrige
Vereinbarung und deren anschlieflende Durchfithrung entlastendes Material hétten entnehmen
konnen. Insoweit ist klarzustellen, dass die Kommission — im Rahmen der Beurteilung der Schwere
der Zuwiderhandlung zum Zweck der Festsetzung der Geldbufle - die Auswirkungen der
Zuwiderhandlung auf den Markt nicht beriicksichtigt hat. Die Kldgerinnen konnten daher nicht
nachweisen, dass der Umstand, dass sie in der Mitteilung der Beschwerdepunkte iiber die Absicht der
Kommission, die fraglichen Dokumente als belastende Beweise zu verwenden, nicht informiert worden
sind, die Wirksamkeit ihrer Verteidigung beeintriachtigen und damit das Ergebnis der Kommission in
der angefochtenen Entscheidung in Frage stellen konnte (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil vom
17. Dezember 1991, Hercules Chemicals/Kommission, oben in Randnr. 75 angefiihrt, Randnr. 56 und
die dort angefithrte Rechtsprechung, bestitigt durch Urteil vom 8. Juli 1999, Hercules
Chemicals/Kommission, oben in Randnr. 111 angefiihrt, Randnr. 80).

Jedenfalls konnen die Klagerinnen nicht geltend machen, dass die genannte Unterlassung geeignet
gewesen wire, sie daran zu hindern, sich angemessen gegen den Vorwurf zu verteidigen, die
Zuwiderhandlung habe bis zum 31. Dezember 2001 angedauert. Insoweit unterscheidet sich die
angefochtene Entscheidung nicht von der Mitteilung der Beschwerdepunkte, in der festgestellt worden
war, dass die Zuwiderhandlung iiber das Treffen von Mailand hinaus angedauert habe, ndmlich — was
die Kldgerinnen angeht — bis zum 31. Dezember 2001. Die Kldgerinnen waren somit durchaus in der
Lage, zu erkennen, welche Relevanz die Beweismittel beziiglich der nach dem Treffen von Mailand
stattgefundenen Kontakte, wie sie in der Mitteilung der Beschwerdepunkte und in der angefochtenen
Entscheidung aufgefithrt waren, fiir die Dauer der Zuwiderhandlung hatten, wobei die Kommission
die Dauer im Wesentlichen daraus abgeleitet hat, dass es in der Aluminiumfluorid-Branche Praxis
gewesen sei, die Preise im Voraus fiir das folgende Geschiftsjahr festzulegen. Unter Beriicksichtigung
dieser Praxis hat die Kommission bereits aufgrund der in der Mitteilung der Beschwerdepunkte
ausdriicklich angefiihrten Beweise zu Recht festgestellt, dass die Dauer der Zuwiderhandlung das
gesamte fragliche Halbjahr bis zum 31. Dezember 2001 umfasst hat. Insoweit ist der zusitzliche
Hinweis in der angefochtenen Entscheidung auf die Dokumente beziiglich der Kontakte vom 8. und
9. November 2000 ohne Bedeutung.

Ferner ist klarzustellen, dass die von der Kommission in der angefochtenen Entscheidung
beriicksichtigte Dauer die Mindestdauer einer Zuwiderhandlung ist, da Zeitraume von weniger als
einem Halbjahr als Halbjahr gezdhlt werden und sich der auf den Grundbetrag der Geldbufle
anzuwendende Multiplikationsfaktor in beiden Fillen auf lediglich 0,5 belduft. Selbst wenn die Dauer
der Zuwiderhandlung daher nur auf das Treffen von Mailand beschrinkt wére, ohne dass die
Auswirkungen der dort getroffenen Vereinbarung und die nach diesem Treffen stattgefundenen
Kontakte beriicksichtigt wiirden, wiirde der Zeitfaktor fiir die Ermittlung der Geldbufle derselbe sein.

Es liegt somit keine Verletzung der Verteidigungsrechte der Kldgerinnen im Zusammenhang mit den
Dokumenten vom 8. und 9. November 2000 vor, so dass die vorliegende Riige zuriickzuweisen ist.
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a) Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit dem ,zeitlichen
Rahmen® der Zuwiderhandlung

Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit der Dauer der
Zuwiderhandlung ist festzustellen, dass die in der angefochtenen Entscheidung beriicksichtigte Dauer,
niamlich vom 12. Juli bis zum 31. Dezember 2000, kiirzer ist als die in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte angegebene Dauer vom 30. Juni 1997 bis zum 31. Dezember 2001. Zwar hat die
Kommission in der angefochtenen Entscheidung einige Anhaltspunkte dafiir angegeben, dass es in der
Aluminiumfluorid-Industrie vor dem Treffen von Mailand vom 12. Juli 2000 bestimmte abgestimmte
Verhaltensweisen gegeben habe; sie hat aber die Auffassung vertreten, dass kein ausschlaggebender
Beweis fiir diesen fritheren Zeitraum vorgelegen habe (73. Erwdgungsgrund der angefochtenen
Entscheidung). Die Kommission hat die Dauer der Zuwiderhandlung deshalb schliefSlich entsprechend
dem Beweiswert der verfiigbaren Beweismittel reduziert und darauf hingewiesen, dass sie nicht iiber
stichhaltige Beweise fiir ein Kartell ab dem 12. Juli 2000 verfiige (Erwdgungsgriinde 73 bis 76 und 144
der angefochtenen Entscheidung).

Dabher ist allein der Umstand, dass die Kommission in der Mitteilung der Beschwerdepunkte vorlaufig
noch davon ausgegangen war, dass das Kartell am 30. Juni 1997, dem Zeitpunkt des Treffens von
Sousse, begonnen und ab dem Treffen in Griechenland am 29. Juli 1999 intensiviert worden sei
(Abschnitt 216 der Mitteilung der Beschwerdepunkte), unerheblich und kann weder die Interessen
noch die Verteidigungsrechte der Klagerinnen beeintrachtigt haben, die, was die Dauer der zur Last
gelegten Zuwiderhandlung angeht, in der angefochtenen Entscheidung weniger beschwert sind (vgl. in
diesem Sinne Urteil JFE Engineering u. a./Kommission, oben in Randnr. 73 angefiihrt, Randnr. 435). Im
Ubrigen war dieser Unterschied hinsichtlich des ,zeitlichen Rahmens“ der von der Kommission
festgestellten Zuwiderhandlung, anders als die Klagerinnen behaupten, nicht geeignet, die Art der
dauernden Zuwiderhandlung zu dndern, wie sie sowohl in der Mitteilung der Beschwerdepunkte als
auch in der angefochtenen Entscheidung festgestellt worden ist. SchliefSlich ist festzustellen, dass die
Klagerinnen Gelegenheit hatten, angemessen zur Mitteilung der Beschwerdepunkte Stellung zu
nehmen, auch zu den Feststellungen zu einer lingeren Dauer der Zuwiderhandlung als der schliefSlich
in der angefochtenen Zuwiderhandlung festgestellten, mit der die Kommission einen Beschwerdepunkt
zugunsten der Klagerin teilweise fallen gelassen hat (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil Atlantic
Container Line u. a./Kommission, oben in Randnr. 109 angefiihrt, Randnr. 115).

Die Riige, mit der eine Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit der von der
Kommission festgestellten Dauer der Zuwiderhandlung geltend gemacht wird, ist also zuriickzuweisen.

b) Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit dem Antrag von
Fluorsid auf Ermafligung der Geldbufle und zum behaupteten Begriindungsmangel

Zu der behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte von Fluorsid im Zusammenhang mit deren
Antrag auf Ermafligung der Geldbufle ist zundchst festzustellen, dass sich Fluorsid nicht gegen die
angefochtene Entscheidung als solche wendet, was die Anwendung der Mitteilung iber die
Zusammenarbeit auf sie angeht, sondern dagegen, dass ihr Antrag auf Erméfligung der Geldbuf3e
nicht in der Mitteilung der Beschwerdepunkte erwdahnt worden sei. Bei Letzterer handelt es sich aber
um eine unanfechtbare vorbereitende MafSnahme. Nach stindiger Rechtsprechung sind Handlungen,
die Gegenstand einer Nichtigkeitsklage gemdfd Art. 230 EG sein konnen, MafSnahmen, die
verbindliche Rechtswirkungen erzeugen, die die Interessen des Kldgers durch eine qualifizierte
Anderung seiner Rechtsstellung beeintrichtigen (Urteil des Gerichtshofs vom 6. Dezember 2007,
Kommission/Ferriere Nord, C-516/06 P, Slg. 2007, I-10685, Randnr. 27). Im Fall von Handlungen oder
Entscheidungen, die in einem mehrphasigen Verfahren ergehen, liegt eine anfechtbare Handlung
grundsitzlich nur bei Mafinahmen vor, die den Standpunkt des Organs zum Abschluss des
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Verfahrens endgiiltig festlegen, nicht aber bei Zwischenmafinahmen, die die abschliefende
Entscheidung vorbereiten sollen (Urteile des Gerichtshofs vom 11. November 1981, IBM/Kommission,
60/81, Slg. 1981, 2639, Randnrn. 9 und 10, und Kommission/Ferriere Nord, Randnrn. 27 bis 33).

Soweit die vorliegende Riige dahin zu verstehen ist, dass mit ihr rechtliche Méngel der angefochtenen
Entscheidung als solcher geltend gemacht werden sollen, ist festzustellen, dass Mafinahmen rein
vorbereitender Art zwar nicht als solche anfechtbar sind, die ihnen etwa anhaftenden rechtlichen
Mingel jedoch im Rahmen der Klage gegen die endgiiltige Handlung, deren Vorbereitung sie dienen,
geltend gemacht werden konnen (Urteil IBM/Kommission, oben in Randnr. 132 angefiihrt,
Randnr. 12), im vorliegenden Fall also der angefochtenen Entscheidung. Es ist also Sache des Gerichts,
festzustellen, ob im Rahmen des Verwaltungsverfahrens rechtswidrig gehandelt worden ist und ob
hierdurch die Rechtmaéfligkeit der von der Kommission zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens
getroffenen Entscheidung beeintrachtigt wird (Urteil IBM/Kommission, oben in Randnr. 132
angefiihrt, Randnr. 24).

Nach der Mitteilung iiber die Zusammenarbeit von 2002 umfasst das Verfahren der Gewdhrung eines
Erlasses von GeldbufSen oder der Erméfligung der GeldbufSe im Rahmen der von dieser Mitteilung
vorgesehenen Kronzeugenregelung verschiedene Abschnitte. Die Kommission gewéhrt erst im letzten
Abschnitt, am Ende des Verwaltungsverfahrens, wenn sie die abschlieflende Entscheidung erlésst,
einen Erlass von GeldbufSen oder eine Ermafligung der Geldbufle. Aus der Systematik der Mitteilung
tiber die Zusammenarbeit von 2002 ergibt sich daher, dass ein Unternehmen, das einen Erlass von
Geldbuflen oder eine Erméfligung der Geldbufle beantragt, vor der abschlieflenden Entscheidung
keinen eigentlichen Erlass von Geldbuflen und keine eigentliche Ermifligung der Geldbufle erhilt,
sondern dass ihm lediglich eine verfahrensrechtliche Stellung zuerkannt wird, die am Ende des
Verwaltungsverfahrens zu einem Erlass von GeldbufSen oder einer Ermifligung der Geldbufle fiithren
kann, wenn die erforderlichen Voraussetzungen erfiillt sind (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil
des Gerichts vom 9. September 2011, Deltafina/Kommission, T-12/06, Slg. 2011, II-5639,
Randnr. 118).

Nach Randnr. 26 der Mitteilung von 2002 tiber die Zusammenarbeit teilt die Kommission, wenn sie zu
dem vorldufigen Ergebnis gelangt, dass die Beweismittel des Unternehmens einen Mehrwert darstellen,
dem Unternehmen spitestens zum Zeitpunkt der Zustellung der Mitteilung der Beschwerdepunkte
schriftlich ihre Absicht mit, die Geldbufle zu ermifligen. Das heifSt aber auch, dass die Kommission,
wenn sie nicht vorhat, einem Kronzeugenantrag stattzugeben, nicht verpflichtet ist, dem betroffenen
Unternehmen dies im Stadium der Mitteilung der Beschwerdepunkte mitzuteilen. Nach Randnr. 27
bestimmt die Kommission in ihrer Entscheidung am Ende des Verwaltungsverfahrens die
ErmaéfSigungen, die den Unternehmen, die eine ErméfSigung der Geldbufle beantragt haben, endgiiltig
gewdhrt werden. Die Kommission muss sich also erst in der abschlieffenden Entscheidung des
Verwaltungsverfahrens zu den bei ihr gestellten Kronzeugenantriagen &uflern, wie sie es im
vorliegenden Fall getan hat.

Demnach war die Kommission nicht verpflichtet, im Stadium der Mitteilung der Beschwerdepunkte zu
dem Kronzeugenantrag von Fluorsid Stellung zu nehmen. Mithin hat die Kommission weder die
Verteidigungsrechte von Fluorsid verletzt noch gegen ihre entsprechende Begriindungspflicht
verstoflen, da sie zu dem genannten Stadium nicht verpflichtet war, sich zu dem Kronzeugenantrag
von Fluorsid zu dufSern. Dasselbe gilt erst recht fiir die Nichtauflerung der Kommission zum Antrag
von Fluorsid auf Erméfligung der Geldbufle in der Mitteilung der Beschwerdepunkte.

Die Riige einer Verletzung der Verteidigungsrechte von Fluorsid im Zusammenhang mit deren Antrag
auf Erlass von Geldbuflen oder Ermafligung der Geldbufle ist daher zuriickzuweisen.
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D — Zum dritten Klagegrund: Verstof§ gegen Art. 23 der Verordnung Nr. 1/2003 (Berechnung der
GeldbufSe) und Ziff. 18 der Leitlinien von 2006

1. Vorbemerkungen
Zunichst ist festzustellen, dass im vorliegenden Fall die Leitlinien von 2006 anwendbar sind.

Die Kldgerinnen machen, auch wenn sie einrdumen, dass ,die Beurteilung der Kommission hinsichtlich
der Abgrenzung des Marktes in materieller Hinsicht nicht zu beanstanden ist“, Begriindungsméangel
und Widerspriiche hinsichtlich der Quantifizierung und des raumlichen Umfangs des genannten
Marktes geltend, mit denen die angefochtene Entscheidung behaftet sei; insbesondere habe die
Kommission bei ihrer Beurteilung China und Russland aufler Betracht gelassen, obwohl diese Lénder
von der Zuwiderhandlung betroffen seien. AufSerdem habe sie bei der Schitzung des Umsatzes auf
dem Aluminiumfluorid-Markt im EWR die von Fluorsid im April 2008, und nicht die von diesem
Unternehmen im Mai 2008 vorgelegten Zahlen zugrunde gelegt. Die Grundlage der Berechnung der
Geldbufle gemaf$ Ziff. 18 der Leitlinien von 2006 sei daher fehlerhaft.

Nach Auffassung der Kommission ist der vorliegende Klagegrund zuriickzuweisen.

Der vorliegende Klagegrund gliedert sich im Wesentlichen in drei Teile: Die Klagerinnen riigen erstens
eine fehlerhafte Beurteilung des rdumlichen Umfangs des Marktes und der Zuwiderhandlung, zweitens
eine fehlerhafte Bestimmung des Wertes des Marktes und des Umsatzes und drittens eine fehlerhafte
Berechnung der Geldbufle.

Insoweit ist auf die allgemeinen Grundsitze fiir die Festsetzung von Geldbufien hinzuweisen.

Nach Art. 23 Abs. 3 der Verordnung Nr. 1/2003 sind bei der Festsetzung der Hohe der Geldbufle, die
bei einem Verstofl gegen Art. 81 Abs. 1 EG zu verhdngen ist, die Schwere und die Dauer der
Zuwiderhandlung zu beriicksichtigen.

Nach standiger Rechtsprechung ist die Schwere der Zuwiderhandlungen gegen das Wettbewerbsrecht
anhand einer Vielzahl von Gesichtspunkten zu ermitteln, zu denen die besonderen Umstdnde der
Rechtssache, deren Kontext und die Abschreckungswirkung der Geldbuflen gehoren, ohne dass es
eine zwingende oder abschliefiende Liste von Kriterien gibe, die auf jeden Fall beriicksichtigt werden
miissten (Urteile des Gerichtshofs vom 28. Juni 2005, Dansk Rerindustri u. a./Kommission,
C-189/02 P, C-202/02 P, C-205/02 P bis C-208/02 P und C-213/02 P, Slg. 2005, I-5425, Randnr. 241,
Prym und Prym Consumer/Kommission, oben in Randnr. 106 angefiihrt, Randnr. 54, und vom
24. September 2009, Erste Group Bank u. a./Kommission, C-125/07 P, C-133/07 P, C-135/07 P
und C-137/07 P, Slg. 2009, 1-8681, Randnr. 91).

Nach der Rechtsprechung sind bei der Festsetzung der Hohe der Geldbuflen die Dauer der
Zuwiderhandlungen sowie samtliche Faktoren zu beriicksichtigen, die fiir die Beurteilung der Schwere
dieser Zuwiderhandlungen eine Rolle spielen, wie das Verhalten jedes einzelnen Unternehmens, die
Rolle, die jedes Unternehmen bei der Abstimmung der Verhaltensweisen gespielt hat, der Gewinn,
den die Unternehmen aus diesen Verhaltensweisen ziehen konnten, ihre Grofle und der Wert der
betroffenen Waren sowie die Gefahr, die derartige Zuwiderhandlungen fiir die Europdische Union
bedeuteten (vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 8. Dezember 2011, Chalkor/Kommission, C-386/10 P,
Slg. 2011, I-13085, Randnr. 56 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Der Gerichtshof hat auch entschieden, dass objektive Gesichtspunkte wie Inhalt und Dauer der

wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen, deren Zahl und Intensitit, der Umfang des betroffenen
Marktes und die Schédigung der offentlichen Wirtschaftsordnung einzubeziehen sind. Bei der Analyse
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sind auch die relative Bedeutung und der Marktanteil der verantwortlichen Unternehmen sowie ein
etwaiger Wiederholungsfall zu beriicksichtigen (vgl. Urteil Chalkor/Kommission, oben in Randnr. 145
angefithrt, Randnr. 57 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Diese Vielzahl an Faktoren zwingt die Kommission zu einer griindlichen Priifung der Umsténde der
Zuwiderhandlung (Urteil Chalkor/Kommission, oben in Randnr. 145 angefiihrt, Randnr. 58).

Um die Transparenz und Objektivitit ihrer Entscheidungen, mit denen Geldbuflen wegen des
Verstofles gegen die Wettbewerbsregeln festgesetzt werden, zu erhohen, hat die Kommission
Leitlinien fiir das Verfahren zur Festsetzung von Geldbuflen erlassen (Ziff. 3 der Leitlinien von 2006).
Darin legt die Kommission dar, inwieweit sie die einzelnen Umstinde der Zuwiderhandlung
beriicksichtigt und welche Konsequenzen sich daraus fiir die Hohe der Geldbufle ergeben (Urteil
Chalkor/Kommission, oben in Randnr. 145 angefiihrt, Randnr. 59).

Die Leitlinien enthalten eine Verhaltensnorm, die einen Hinweis auf die zu befolgende
Verwaltungspraxis enthdlt und von der die Verwaltung im Einzelfall nicht ohne Angabe von Griinden,
die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung vereinbar sind, abweichen kann; sie beschreiben
lediglich die Vorgehensweise der Kommission bei der Priifung der Zuwiderhandlung und die
Kriterien, zu deren Beriicksichtigung sie sich verpflichtet, wenn sie die Hohe der Geldbufle festsetzt
(vgl. Urteil Chalkor/Kommission, oben in Randnr. 145 angefiihrt, Randnr. 60 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Die Leitlinien sind namlich ein Instrument, mit dem unter Beachtung hoherrangigen Rechts die
Kriterien prézisiert werden sollen, die die Kommission im Rahmen der Ausiibung des ihr nach Art. 23
Abs. 2 der Verordnung Nr. 1/2003 zustehenden Ermessens bei der Festsetzung von Geldbuflen
anzuwenden gedenkt. Die Leitlinien stellen also nicht die Rechtsgrundlage fiir eine Entscheidung dar,
mit der Geldbuflen verhidngt werden — diese Entscheidung beruht auf der Verordnung Nr. 1/2003 —,
sie enthalten jedoch eine allgemeine und abstrakte Regelung der Vorgehensweise, die sich die
Kommission zur Festsetzung der in dieser Entscheidung verhingten Geldbuflen auferlegt hat, und
schaffen damit Rechtssicherheit fiir die Unternehmen (Urteil Dansk Rerindustri u. a./Kommission,
oben in Randnr. 144 angefithrt, Randnrn. 209 bis 213, und Urteil des Gerichts vom 14. Dezember
2006, Raiffeisen Zentralbank Osterreich u. a./Kommission, T-259/02 bis T-264/02 und T-271/02, Slg.
2006, 11-5169, Randnrn. 219 und 223).

Auch wenn die Leitlinien somit nicht als Rechtsnorm qualifiziert werden konnen, die die Verwaltung
auf jeden Fall zu beachten hat, stellen sie doch eine Verhaltensnorm dar, die einen Hinweis auf die zu
befolgende Verwaltungspraxis enthélt und von der die Verwaltung im Einzelfall nicht ohne Angabe von
Griinden abweichen kann, will sie nicht Gefahr laufen, gegen die Grundsitze der Rechtssicherheit und
der Gleichbehandlung zu verstofSen (Urteile des Gerichtshofs Dansk Rerindustri u. a./Kommission,
oben in Randnr. 144 angefiihrt, Randnrn. 209 und 210, und vom 18. Mai 2006, Archer Daniels
Midland und Archer Daniels Midland Ingredients/Kommission, C-397/03 P, Slg. 2006, I1-4429,
Randnr. 91).

Nach Ziff. 5 der Leitlinien von 2006 in der Fassung, die fiir die vorliegende Rechtssache gilt, sollen die
Geldbuflen auf der Grundlage des Wertes der verkauften Waren oder Dienstleistungen berechnet
werden, mit denen der Verstofs in Zusammenhang steht. Die Dauer der Zuwiderhandlung soll
ebenfalls als wichtiger Gesichtspunkt beriicksichtigt werden. Die Verbindung des Umsatzes auf den
vom Verstofl betroffenen Mirkten mit der Dauer der Zuwiderhandlung gibt die wirtschaftliche
Bedeutung der Zuwiderhandlung und das jeweilige Gewicht des einzelnen an der Zuwiderhandlung
beteiligten Unternehmens angemessen wieder. Nach Ziff. 6 der Leitlinien von 2006 vermitteln diese
Gesichtspunkte Aufschluss tiber die Groflenordnung der Geldbufle und sollten nicht als Grundlage
fiir eine ,automatische arithmetische Berechnungsmethode” verstanden werden.
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Nach den Ziff. 10 und 11 der Leitlinien von 2006 setzt die Kommission fiir die Berechnung der
Geldbufle fiir jedes einzelne Unternehmen einen Grundbetrag fest, den sie anpassen kann.

Nach den Ziff. 12 und 13 der Leitlinien von 2006 richtet sich der Grundbetrag der GeldbufSe nach dem
Wert der Waren oder Dienstleistungen, die mit dem Verstof3 in einem unmittelbaren oder mittelbaren
Zusammenhang stehen und von dem betreffenden Unternehmen im relevanten rdumlichen Markt
innerhalb des EWR verkauft wurden, im Regelfall im letzten vollstindigen Geschiftsjahr, in dem das
Unternehmen an der Zuwiderhandlung beteiligt war. Nach Ziff. 15 dieser Leitlinien hat die
Kommission die ,zuverldssigsten Daten“ heranzuziehen, die von diesem Unternehmen ,verfiigbar”
sind.

Ziff. 18 der Leitlinien von 2006 sieht Folgendes vor:

»Soweit sich eine Zuwiderhandlung in einem Gebiet auswirkt, das tiber das Gebiet des Europdischen
Wirtschaftsraums ((EWR’) hinausreicht (beispielsweise weltweite Kartelle), gibt der innerhalb des EWR
erzielte Umsatz das Gewicht der einzelnen Unternehmen bei der Zuwiderhandlung moglicherweise
nicht angemessen wieder. Das ist insbesondere der Fall, wenn eine Aufteilung der Mirkte weltweit
vereinbart wurde.

Um in solchen Fillen sowohl den aggregierten Umsatz im EWR als auch das jeweilige Gewicht der
einzelnen Unternehmen bei der Zuwiderhandlung wiederzugeben, kann die Kommission den
Gesamtwert des Umsatzes mit den betreffenden Waren oder Dienstleistungen, die mit dem Verstof} in
Zusammenhang stehen, im gesamten (iiber den EWR hinausreichenden) relevanten raumlichen Markt
schétzen, den Anteil der einzelnen beteiligten Unternehmen am Umsatz auf diesem Markt ermitteln
und diesen Anteil auf den aggregierten Umsatz derselben Unternehmen innerhalb des EWR
anwenden. Das Ergebnis wird als Umsatz bei der Bestimmung des Grundbetrags der Geldbufle
verwendet.”

Nach Ziff. 19 der Leitlinien von 2006 wird zur Bestimmung des Grundbetrags ein bestimmter Anteil
am Umsatz, der sich nach der Schwere des VerstofSes richtet, mit der Anzahl der Jahre der
Zuwiderhandlung multipliziert. Nach Ziff. 20 der Leitlinien von 2006 wird die Schwere der
Zuwiderhandlung in jedem Einzelfall unter Beriicksichtigung aller relevanten Umstinde beurteilt. Und
nach Ziff. 21 der Leitlinien von 2006 kann grundsitzlich ein Betrag von bis zu 30 % des Umsatzes
festgesetzt werden.

Die verschiedenen Riigen der Kldgerinnen sind nach MafSgabe der vorstehenden Erwigungen zu
beurteilen.

2. Zum raumlichen Umfang der Zuwiderhandlung und zur behaupteten fehlerhaften Abgrenzung des
Marktes

Nach Ziff. 18 der Leitlinien von 2006 und den in den Randnrn. 142 bis 151 des vorliegenden Urteils
dargelegten Grundsitzen hat die Kommission nicht den Markt der relevanten Produkte als solchen,
sondern lediglich den rdaumlichen Umfang der Zuwiderhandlung zu bestimmen. Insofern hat die
Kommission in der angefochtenen Entscheidung festgestellt, dass sich die Kartellteilnehmer beim
Treffen von Mailand tiber die Preise, die Absatzmengen und die Aufteilung der Mirkte in Europa,
Nord- und Siidamerika, Australien und auf anderen Mirkten wie der Tiirkei abgestimmt hatten.
Somit hat die Kommission in Einklang mit der Verhaltensnorm, die sie sich selbst auferlegt hat,
festgestellt, dass sich die Zuwiderhandlung in einem Gebiet ausgewirkt hat, das iiber den EWR
hinausreicht, und dass es sich um eine weltweite Zuwiderhandlung gehandelt hat.
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Die Kldgerinnen machen im Wesentlichen geltend, die Kommission habe bei der Beurteilung des
Gesamtwerts des im gesamten relevanten rdumlichen Markt mit den betreffenden Waren oder
Dienstleistungen, die mit dem Verstofy in Zusammenhang stehen, erzielten Umsatzes im Sinne von
Ziff. 18 der Leitlinien von 2006 zu Unrecht und mit einer unzureichenden und widerspriichlichen
Begriindung die Zahlen zu Russland und China aufler Betracht gelassen.

Aus den Erwédgungsgriinden 33, 51 und 136 der angefochtenen Entscheidung geht namlich hervor, dass
die Kommission, obwohl sie davon ausgegangen ist, dass es sich um ein weltweites Kartell gehandelt
hat, China von dessen rdumlichen Umfang ausgenommen hat, weil sich die geheimen Absprachen
nicht auf dieses Land bezogen hitten, und Russland, weil die ,Bezugnahme auf Russland nicht die
Existenz von Absprachen betreffend dieses Land untermauer[e]“.

Zu Russland hat die Kommission in Fn. 69 zum 84. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung,
ohne dass die Klagerinnen ihr insoweit widersprochen hitten, festgestellt, dass aus dem Bericht iiber
das Treffen von Mailand hervorgehe, dass Russland nur einmal erwéhnt werde, und zwar wie folgt:
»Russland — Fiir ICF oder IQM vollig uninteressant”. Allein diese Erwahnung geniigt aber nicht fiir den
Nachweis, dass sich der rdumliche Umfang der von den in der angefochtenen Entscheidung
identifizierten Parteien begangenen Zuwiderhandlung auf Russland erstreckt hitte. Somit hat die
Kommission Russland rechtsfehlerfrei vom rdumlichen Umfang der Zuwiderhandlung ausgenommen.
Dieses Ergebnis wird nicht dadurch in Frage gestellt, dass Boliden den Wert des von dem Kartell
betroffenen Weltmarkts fiir Aluminiumfluorid im Jahr 2000 zum Zweck seiner Schitzung unter
Einbeziehung des russischen Marktes mit 329 000 000 Euro beziffert hat. Die Kommission hat bei der
von ihr vorgenommenen Schitzung des genannten Wertes auf 340 000000 Euro némlich auch die
Zahlen von ICF beriicksichtigt, die den Wert mit 400 852 695 Euro beziffert hat (Fn. 37 zum 33.
Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung). Auflerdem heifit es in dem Auszug aus dem
Protokoll des IFPA-Treffens von Montreal (Kanada) vom 13. September 1999 lediglich, dass die
Unsicherheiten hinsichtlich der Zahlen, die sich auf Russland beziehen, so grof} seien, dass sie alle
Uberlegungen, die auf den weltweiten Zahlen beruhen, entkrifteten.

Zwar machen die Klagerinnen, was China anbelangt, zu Recht geltend, dass in dem Bericht {iber das
Treffen von Mailand von ,einem chinesischen Preis* die Rede ist. Im 86. Erwdgungsgrund der
angefochtenen Entscheidung wird dieser Bericht namlich im Zusammenhang mit der Darstellung der
Aufteilung des Angebots und der von den Aluminiumfluorid-Lieferanten auf dem australischen Markt
geplanten Preise wie folgt zitiert: Der ,chinesische Preis 2001 wird etwa 750-760 USD [pro Tonne] fob
mit [einem] Transport[preis] von 10 USD [pro Tonne] betragen®, wobei die europdischen Preise hoher
sein konnten mit einem ,Preis der Lieferung von Europa/IQM aus, [der] bei ungefihr 875 USD [pro
Tonne] liegen diirfte“. Die Kommission hat in ihren Schriftsdtzen aber, ohne dass ihr die Kldgerinnen
in der Erwiderung iiberzeugend widersprochen hitten, plausibel dargelegt, dass mit den chinesischen
Preisen diejenigen gemeint sind, die die chinesischen Ausfiihrer ihren australischen Kunden anbieten,
und nicht Verkdufe auf dem chinesischen Markt als solchem.

Die Kommission hat daher zu Recht angenommen, dass China und Russland nicht zu den rdumlichen
Gebieten gehort haben, auf die sich das Kartell erstreckt hat. Sie hat den rdumlichen Umfang des
Marktes in der angefochtenen Entscheidung demnach rechtsfehlerfrei gemafd Ziff. 18 der Leitlinien
von 2006 festgestellt.

Somit ist der erste Teil des dritten Klagegrundes zuriickzuweisen.

3. Zum Wert des Marktes und dem Umsatz mit Aluminiumfluorid im EWR
Nach dem 33. Erwigungsgrund der angefochtenen Entscheidung beruht der Wert des

Aluminiumfluorid-Marktes im EWR auf den von den Kartellteilnehmern auf die Auskunftsverlangen
der Kommission vom 11. und 14. April 2008 hin vorgelegten Schétzungen.
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Fluorsid hatte den Wert im April 2008 auf die Auskunftsverlangen hin zunédchst mit 73 195200 Euro
angegeben, am 16. Mai 2008 dann mit 46 920 000 Euro.

Was als Erstes das Vorbringen der Klagerinnen angeht, die im Mai 2008 vorgelegten Zahlen seien
zutreffender gewesen, so dass die Kommission die von Fluorsid im April 2008 vorgelegten durch sie
hitte ersetzen miissen, ist festzustellen, dass die Klagerinnen nicht in der Lage waren, ihr Vorbringen
hinreichend substantiiert und plausibel zu erldutern. Es ist umso weniger iiberzeugend, als die
urspriingliche Angabe von Fluorsid (73 195200 Euro) sehr nahe bei der von IQM (75000 000 Euro)
und ICF (82057530 Euro) gelegen hatte und nur Boliden den Wert des Aluminiumfluorid-Marktes
im EWR mit 5000000 Euro viel niedriger angegeben hatte. Den Klégerinnen ist es aber nicht
gelungen eine plausible Erkliarung fiir diese Anpassung der von Fluorsid gemachten Angaben an die
von Boliden zu liefern, die zu einem Zeitpunkt erfolgt ist, zu dem das Unternehmen bereits gewarnt
war (,in tempore suspecto”), noch hinreichend zu belegen, dass die Zahlen von Mai 2008 zuverlassiger
waren als die von April 2008. Sie haben insoweit lediglich darauf hingewiesen, dass die Differenz
zwischen  den  genannten  Betrdgen  auf eine  unterschiedliche @ Bewertung  des
Aluminiumfluorid-Verbrauchs im EWR zuriickzufithren sei, der nicht 25 kg pro Tonne, wie sie bei
der Bestimmung der Zahlen von April 2008 angenommen hétten, sondern 16 kg pro Tonne betrage,
was den Wert des Aluminiumfluorid-Marktes im EWR senke. Diese vage Behauptung der Kldgerinnen
ist aber nicht durch Beweismittel untermauert. Somit haben die Klédgerinnen nicht rechtlich
hinreichend dargetan, dass die Zahlen von Mai 2008 zutreffender gewesen wiren als die von April
2008. Die Kommission ist bei ihrer Schatzung daher zu Recht vom arithmetischen Mittel der von den
Kartellteilnehmern im April 2008 vorgelegten Zahlen ausgegangen, das sie gerundet hat.

Da es keine triftigen Griinde gab, auf die von Fluorsid im Mai 2008 vorgelegten Zahlen zu vertrauen,
durfte sich die Kommission bei der Schiatzung des Wertes des Aluminiumfluorid-Marktes im EWR
auf die von Fluorsid im April 2008 vorgelegten Zahlen stiitzen, bei denen es sich im Sinne von
Ziff. 15 der Leitlinien um die zuverldssigsten Zahlen gehandelt hat, die von dem Unternehmen
verfiighar waren.

Was das Interesse der Kldgerinnen angeht, sich gegen die Nichtberiicksichtigung des von ihnen im Mai
2008 mitgeteilten Wertes des Aluminiumfluorid-Marktes im EWR zu wenden, ist festzustellen, dass die
Kommission nach Ziff. 22 der Leitlinien zur Bestimmung des Grundbetrags bei der Bestimmung der
genauen Hohe des Anteils am Umsatz innerhalb der Bandbreite von 0% bis 30 % mehrere Umstdnde
beriicksichtigt, u. a. die Art der Zuwiderhandlung, den kumulierten Marktanteil sémtlicher beteiligter
Unternehmen, den Umfang des von der Zuwiderhandlung betroffenen rdumlichen Marktes und die
etwaige Umsetzung der Zuwiderhandlung in der Praxis.

Zum kumulierten Marktanteil samtlicher beteiligter Unternehmen hat die Kommission in der
angefochtenen Entscheidung auf der Grundlage der Angaben der Adressaten der angefochtenen
Entscheidung zunidchst festgestellt, dass der von der Abteilung ,Noralf* von Boliden 2000 im EWR
erzielte Umsatz 12731118 Euro betragen hat (9. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung),
der von Fluorsid 2717 735 Euro (15. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung) und der von
ICF 8146 129 Euro (25. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung). IQM hat 2000 im EWR
kein Aluminiumfluorid verkauft (29. Erwigungsgrund der angefochtenen Entscheidung). Der
kumulierte Umsatz der Adressaten der angefochtenen Entscheidung, die 2000 im EWR
Aluminiumfluorid verkauften, hat demnach 23 594 982 Euro betragen.

Sodann hat die Kommission den im Jahr 2000 im EWR mit Aluminiumfluorid erzielten Gesamtumsatz
auf 71 600 000 Euro geschitzt, den Durchschnitt der von den Kartellteilnehmern angegebenen Werte.
Sie hat daraus auf einen kumulierten Marktanteil der Adressaten der angefochtenen Entscheidung auf
dem EWR-Markt von 33 % geschlossen (33. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung).
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Schliefllich hat die Kommission bei der Festsetzung des Grundbetrags der Geldbufle auf der Grundlage
des Anteils am Umsatz darauf hingewiesen, dass sie beriicksichtige, dass der kumulierte Marktanteil
der Adressaten der angefochtenen Entscheidung im EWR 2000 35 % nicht iiberschritten habe (237.
Erwégungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Dass die Kommission die Zahlen von April 2008 und nicht die von Mai 2008 zugrunde gelegt hat, war
fir die Klagerinnen also von Vorteil. Der Marktanteil der Adressaten der angefochtenen Entscheidung
im EWR ist umso geringer, als der Gesamtwert des Marktes grof§ ist und umgekehrt. Der kumulierte
Umsatz der Kartellteilnehmer von 23594982 Euro entspricht somit ungefihr 33% des
Gesamtumsatzes mit Aluminiumfluorid im EWR im Jahr 2000, der nach den von Fluorsid im April
2008 gemachten Angaben 71600 000 Euro betragen hat. Bei Zugrundelegung eines 2000 im EWR mit
Aluminiumfluorid erzielten Gesamtumsatzes von 46 920000 Euro, wie von Fluorsid im Mai 2008
angegeben, ergibe sich ein Durchschnittswert des Marktes von 64 244 250 Euro und der Anteil der
Adressaten der angefochtenen Entscheidung am Umsatz wire hoher (37 %), was fiir die Kldgerinnen
ungiinstiger ware.

Folglich ist die Riige der Kldgerinnen betreffend die Nichtberiicksichtigung des von ihnen im Mai 2008
mitgeteilten Wertes des Aluminiumfluorid-Marktes im EWR bei der Berechnung des Grundbetrags der
Geldbufle zuriickzuweisen.

Was als Zweites den behaupteten Begriindungsmangel angeht, ist auf die fiir die Begriindungspflicht
der Kommission geltenden Grundsitze hinzuweisen, die in Randnr. 100 des vorliegenden Urteils
dargestellt sind.

Insoweit kann es mit der Feststellung sein Bewenden haben, dass die Kommission, indem sie sich im
33. Erwdgungsgrund der angefochtenen Entscheidung auf die Angaben zum Wert des
Aluminiumfluorid-Marktes im EWR, wie sie u. a. von Fluorsid im April 2008 gemacht worden sind,
gestiitzt hat, implizit die Auffassung vertreten hat, dass die von Fluorsid im Mai 2008 verspétet
vorgelegten Zahlen nicht erheblich gewesen sind. Da IQM und ICF sowie urspriinglich auch die
Klagerinnen fiir diese Schitzung des Wertes des Aluminiumfluorid-Marktes im EWR Zahlen
derselben GrofSenordnung vorgelegt haben, konnten die Klagerinnen den Ansatz, den die Kommission
insoweit in der angefochtenen Entscheidung verfolgt hat, verstehen, so dass sie ihn vor Gericht in
Zweifel ziehen konnten und das Gericht seine Kontrolle {iber die materielle Rechtméfliigkeit der
angefochtenen Entscheidung ausiiben konnte. Die Kommission hat nach Art. 253 EG zwar die
sachlichen und rechtlichen Gesichtspunkte, von denen die Rechtmaifligkeit der Entscheidung abhéngt,
sowie die rechtlichen Erwdgungen aufzufithren, die sie zum Erlass ihrer Entscheidung veranlasst
haben; sie braucht jedoch nicht auf alle sachlichen und rechtlichen Gesichtspunkte einzugehen, die im
Verwaltungsverfahren behandelt worden sind (Urteile VBVB und VBBB/Kommission, oben in
Randnr. 100 angefithrt, Randnr. 22, Belasco u. a./Kommission, oben in Randnr. 100 angefiihrt,
Randnr. 55, Volkswagen/Kommission, oben in Randnr. 100 angefiihrt, Randnr. 127, und Romana
Tabacchi/Kommission, oben in Randnr. 100 angefiihrt, Randnr. 233). Dies gilt umso mehr, wenn die
betreffende Partei solche Angaben — wie im vorliegenden Fall — verspdtet, ja sogar zu einem
Zeitpunkt, zu dem sie bereits gewarnt war (,in tempore suspecto”), macht und die Angaben in
Widerspruch zu denjenigen stehen, die sie urspriinglich gemacht hatte.

Die Riige betreffend einen Begriindungsmangel ist daher zuriickzuweisen.

4. Zur Bemessung der GeldbufSe

Da die Klagerinnen allgemein die RechtmafSigkeit der Festsetzung der Hohe der Geldbufle durch die
Kommission in Zweifel ziehen, ist zunéchst festzustellen, dass die Kommission in der angefochtenen
Entscheidung zu Recht festgestellt hat, dass ein Kartell bestanden hat, an dem die Klégerinnen
teilgenommen haben. Auflerdem hat die Kommission rechtlich hinreichend nachgewiesen, dass die bei
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dem Treffen von Mailand getroffene Vereinbarung im zweiten Halbjahr 2000 tiberwacht worden ist
und das Kartell von den Adressaten der angefochtenen Entscheidung, u. a. den Klédgerinnen, daher
tatsdchlich durchgefithrt worden ist (vgl. Randnrn. 79 bis 101 des vorliegenden Urteils und 239.
Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Sodann ist festzustellen, dass die Kommission gemaf} Ziff. 23 der Leitlinien von 2006 zu Recht
angenommen hat, dass es sich im vorliegenden Fall um eine Zuwiderhandlung gehandelt hat, die u. a.
in einer horizontalen Vereinbarung zur Festsetzung von Preisen bestanden hat, die ihrer Art nach zu
den schwerwiegendsten VerstofSen gehort (236. Erwagungsgrund der angefochtenen Entscheidung).

Demnach hat die Kommission keinen Fehler begangen, indem sie Ziff. 25 der Leitlinien von 2006
angewandt hat, wonach sie ,unabhingig von der Dauer der Beteiligung eines Unternehmens an der
Zuwiderhandlung, ... einen Betrag zwischen 15% und 25% des Umsatzes ... [hinzufligt], um die
Unternehmen von vornherein an der Beteiligung u. a. an horizontalen Vereinbarungen zur
Festsetzung von Preisen [und] Aufteilung von Mirkten ... abzuschrecken®, unter Beriicksichtigung von
in Ziff. 22 der Leitlinien von 2006 genannten Umstinden wie der Art der Zuwiderhandlung, des
kumulierten Marktanteils samtlicher beteiligter Unternehmen, des Umfangs des von der
Zuwiderhandlung betroffenen rdaumlichen Marktes und der etwaigen Umsetzung der
Zuwiderhandlung in der Praxis.

In der angefochtenen Entscheidung hat die Kommission festgestellt, dass der kumulierte Marktanteil
der Kartellteilnehmer im Jahr 2000 im EWR nicht mehr als 35 % betragen (237. Erwagungsgrund der
angefochtenen Entscheidung, mit Verweis auf den 33. Erwdgungsgrund dieser Entscheidung) und der
von der Zuwiderhandlung betroffene raumliche Markt weltweit bestanden habe (238. Erwédgungsgrund
der angefochtenen Entscheidung, mit Verweis auf den 136. Erwédgungsgrund dieser Entscheidung). Sie
hat ferner darauf hingewiesen, dass sie bei den Klégerinnen bei der Festsetzung des Anteils am Umsatz,
der bei der Festsetzung des Grundbetrags der zu verhdngenden Geldbufle zugrunde gelegt werde, auf
17% einen Marktanteil von weniger als 35% beriicksichtigt habe (240. Erwédgungsgrund der
angefochtenen Entscheidung). Da die Kldgerinnen den Ansatz, dem die Kommission in der
angefochtenen Entscheidung insoweit gefolgt ist, aber nicht hinreichend klar und genau in Zweifel
gezogen haben, ist festzustellen, dass die Kommission die genannten Umstinde bei der Festsetzung
der Hohe der Geldbuf3e fehlerfrei beriicksichtigt hat.

Folglich ist die Riige einer fehlerhaften Berechnung der Hohe der Geldbufle zuriickzuweisen.

Mithin ist auch der dritte Klagegrund zuriickzuweisen.

Nach alledem sind die Nichtigkeitsantrige in vollem Umfang zuriickzuweisen. Im Ubrigen ist die Hohe
der gegen die Kldgerinnen festgesetzten Geldbufle insbesondere in Anbetracht der vorstehenden
Erwidgungen nicht, wie hilfsweise beantragt, in Ausiibung der Befugnis des Gerichts zu unbeschréankter

Nachpriifung abzuéndern.

Die Klage ist somit in vollem Umfang abzuweisen.

Kosten

Nach Art. 87 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der
Kosten zu verurteilen. Da die Kldgerinnen unterlegen sind, sind ihnen gemdfy dem Antrag der
Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Aus diesen Griinden hat

DAS GERICHT (Erste Kammer)
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fur Recht erkannt und entschieden:
1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Fluorsid SpA und die Minmet financing Co. tragen ihre eigenen Kosten und die Kosten
der Europdischen Kommission.

Azizi Labucka
Frimodt Nielsen
Verkiindet in offentlicher Sitzung

in Luxemburg am 18. Juni 2013.

Unterschriften

34 ECLL:EU:T:2013:321



URTEIL VOM 18. 6. 2013 — RECHTSSACHE T-404/08
FLUORSID UND MINMET / KOMMISSION

Inhaltsverzeichnis

Vorgeschichte des REChESSIIEILS . ... ...ouunitn i e e
I — Sachverhalt. ... ... o
II — Angefochtene Entscheidung . ........ ..o e
A — Verfiigender Teil. ... ..o o

B — Begrindung der angefochtenen Entscheidung ............ ...,

1. Zur Aluminiumfluoridbranche ........ ... .. . .

2. Zum Treffen von Mailand und zur Durchfithrung des Kartells...........................

3. Zur Anwendung von Art. 81 Abs. 1 EG und Art. 53 Abs. 1 EWR-Abkommen............

4. Zur Dauer der Zuwiderhandlung .......... ... . i

5. Zur Bemessung der Geldbufle....... ... ..o

6. Zu den mildernden Umstdnden ....... ...t

Verfahren und Antrage der Parteien ... ...ttt
Rechtliche WHUIdigUung . .. ... .oou it e e
I — Zur Zulassigkeit .. ... e
A — Vorbemerkung. ... ...

B — Zur Tragweite der KIagen . ...ttt e

C — Zur Zulassigkeit der Klage von Minmet ........... ..o
IT — Zur Begrindetheit .. ......o.oiu oo e e e
A — Zusammenfassung der Nichtigkeitsgriinde............. ... .. ..o i i

B — Zum ersten Klagegrund: Verstofy gegen Art. 81 EG ...,
1. Vorbemerkungen ....... ... e

2. Inhalt der angefochtenen Entscheidung .............co.oiiiiiiiiiiiiiiiennen..

3. Zum Nachweis der Zuwiderhandlung ............ ... . i

C — Zum zweiten Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte ..............................
1. Vorbemerkungen .. ... ..ot

2. Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit den
Dokumenten, die Kontakte nach dem Treffen von Mailand betreffen.....................

ECLLLEEU:T:2013:321

12

12

12

12

14

15

19

19

21

35



D

Kosten

36

URTEIL VOM 18. 6. 2013 — RECHTSSACHE T-404/08
FLUORSID UND MINMET / KOMMISSION

a) Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit dem
»zeitlichen Rahmen® der Zuwiderhandlung ............. ... ..
b) Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit dem
Antrag von Fluorsid auf Ermifligung der Geldbufle und zum behaupteten
Begrindungsmangel ........ ... e

— Zum dritten Klagegrund: Verstof§ gegen Art. 23 der Verordnung Nr. 1/2003 (Berechnung der
Geldbufle) und Ziff. 18 der Leitlinien von 2006 ... ........utiiirtt i,

1. Vorbemerkungen .. ... ..ottt

2. Zum rdumlichen Umfang der Zuwiderhandlung und zur behaupteten fehlerhaften
Abgrenzung des Marktes ....... ...t

3. Zum Wert des Marktes und dem Umsatz mit Aluminiumfluorid im EWR ...............

4. Zur Bemessung der Geldbufle........... ... i

25

25

27

27

29

30

32

33

ECLL:EU:T:2013:321



	Urteil des Gerichts (Erste Kammer)
	Urteil
	Vorgeschichte des Rechtsstreits
	I – Sachverhalt
	II – Angefochtene Entscheidung
	A – Verfügender Teil
	B – Begründung der angefochtenen Entscheidung
	1. Zur Aluminiumfluoridbranche
	2. Zum Treffen von Mailand und zur Durchführung des Kartells
	3. Zur Anwendung von Art. 81 Abs. 1 EG und Art. 53 Abs. 1 EWR-Abkommen
	4. Zur Dauer der Zuwiderhandlung
	5. Zur Bemessung der Geldbuße
	6. Zu den mildernden Umständen



	Verfahren und Anträge der Parteien
	Rechtliche Würdigung
	I – Zur Zulässigkeit
	A – Vorbemerkung
	B – Zur Tragweite der Klagen
	C – Zur Zulässigkeit der Klage von Minmet

	II – Zur Begründetheit
	A – Zusammenfassung der Nichtigkeitsgründe
	B – Zum ersten Klagegrund: Verstoß gegen Art. 81 EG
	1. Vorbemerkungen
	2. Inhalt der angefochtenen Entscheidung
	3. Zum Nachweis der Zuwiderhandlung

	C – Zum zweiten Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte
	1. Vorbemerkungen
	2. Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit den Dokumenten, die Kontakte nach dem Treffen von Mailand betreffen
	a) Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit dem „zeitlichen Rahmen“ der Zuwiderhandlung
	b) Zur behaupteten Verletzung der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit dem Antrag von Fluorsid auf Ermäßigung der Geldbuße und zum behaupteten Begründungsmangel


	D – Zum dritten Klagegrund: Verstoß gegen Art. 23 der Verordnung Nr. 1/2003 (Berechnung der Geldbuße) und Ziff. 18 der Leitlinien von 2006
	1. Vorbemerkungen
	2. Zum räumlichen Umfang der Zuwiderhandlung und zur behaupteten fehlerhaften Abgrenzung des Marktes
	3. Zum Wert des Marktes und dem Umsatz mit Aluminiumfluorid im EWR
	4. Zur Bemessung der Geldbuße



	Kosten



